
München, den 15. März

Bayerisches
Gesetz- und Verordnungsblatt
Nr. 4 2012

Datum	 I n h a l t 	 Seite

49

B	1612

	 7.2.2012	 Zehnte	Verordnung	zur	Änderung	der	Bodenseefischereiverordnung	 50
	 793-7-L

	22.2.2012	 Verordnung	 zur	 Regelung	 der	 Ausbildungsqualifizierung	 und	 der	 modularen	 Qualifizie-
rung	in	der	Justiz	(Qualifizierungsverordnung	Justiz	–	QV-J)	 51

	 2038-5-3-1-J

	23.2.2012	 Verordnung	 zum	 Vollzug	 des	 Tierseuchenrechts	 (Tierseuchen-Vollzugsverordnung	 –	 	
TierSVollzV)	 	 56

	 7831-1-2-UG

	16.2.2012	 Bekanntmachung	der	Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 23. Ja-
nuar 2012 Vf. 18-VII-09 betreffend die Frage, ob §§ 1, 2 und 5 der Satzung der Stadt Nürn-
berg über Werbeanlagen (WerbeanlagenS – WaS) vom 6. April 2009 gegen die Bayerische 
Verfassung verstoßen	 59

	 –	 Berichtigung	des	Gesetzes	zum	Neuen	Dienstrecht	in	Bayern	vom	5. August	2010	(GVBl	
S.	410)	hinsichtlich	der	Aufhebung	des	Gesetzes	zur	Änderung	besoldungsrechtlicher	Vor-
schriften	vom	22.	Dezember	2000	(GVBl	S.	928)	 60

	 2032-1-1-F

	 –	 Berichtigung	der	Bekanntmachung	des	Zwölften	Staatsvertrags	zur	Änderung	rundfunk-
rechtlicher	 Staatsverträge	 (Zwölfter	 Rundfunkänderungsstaatsvertrag)	 vom	 5.	 Mai	 2009	
(GVBl	S.	193)	 61

	 2251-6-S,	2251-12-S,	2251-13-S,	2251-9-S,	2251-15-S,	2251-14-S



50 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	4/2012 1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	4/2012

793-7-L

 Zehnte Verordnung 
zur Änderung der 

Bodenseefi schereiverordnung

Vom 7. Februar 2012

Auf	Grund	des	Art. 64	Abs. 1	Satz 1	des	Bayeri-
schen	Fischereigesetzes	(BayFiG)	in	der	Fassung	der	
Bekanntmachung	vom	10. Oktober 2008	(GVBl S. 840,	
ber.	2009	S. 6,	BayRS 793-1-L),	geändert	durch	Art. 78	
Abs. 7	des	Gesetzes	vom	25. Februar 2010	(GVBl	S. 66,	
ber.	S. 130),	erlässt	das	Bayerische	Staatsministerium	
für	Ernährung,	Landwirtschaft	und	Forsten	 folgende	
Verordnung:

§	1

In	§	20	Abs.	1	der	Verordnung	über	die	Ausübung	
der	Fischerei	im	Bodensee	(Bodenseefi	schereiverord-
nung	–	BoFiV)	vom	1.	Dezember	1995	(GVBl	S. 825,	
BayRS	 793-7-L),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Verordnung	
vom	24.	November	2010	(GVBl	S. 784),	werden	in	den	
Zeilen	„Seeforelle	und	andere	Forellen“	in	der	Spal-
te	„Schonzeit“	die	Worte	„15.	Juli	bis	15.	September	
und“	gestrichen.

§ 2

Diese	Verordnung	tritt	am	1.	April	2012	in	Kraft.

München,	den	7.	Februar	2012

Bayerisches Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut		B	r	u	n	n	e	r	,		Staatsminister

793-7-L

Zehnte Verordnung  
zur Änderung der  

Bodenseefischereiverordnung

Vom 7. Februar 2012
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2038-5-3-1-J

Verordnung 
zur Regelung der Ausbildungsqualifi zierung 

und der modularen Qualifi zierung in der Justiz 
(Qualifi zierungsverordnung Justiz – QV-J)

Vom 22. Februar 2012

Auf	Grund	von	Art.	37	Abs.	3	Satz	3	und	Art. 67	
Satz	1	Nrn.	3	und	4	des	Gesetzes	über	die	Leistungs-
laufbahn	 und	 die	 Fachlaufbahnen	 der	 bayerischen	
Beamten	 und	 Beamtinnen	 (Leistungslaufbahngesetz	
–	LlbG)	vom	5. August 2010	(GVBl	S. 410, 571,	BayRS	
2030-1-4-F),	 geändert	 durch	 §  26	 des	 Gesetzes	 vom	
20.	Dezember	2011	 (GVBl	S.	 689),	 erlässt	das	Baye-
rische	Staatsministerium	der	Justiz	und	für	Verbrau-
cherschutz	 im	 Einvernehmen	 mit	 dem	 Bayerischen	
Staatsministerium	der	Finanzen	und	mit	Zustimmung	
des	 Bayerischen	 Landespersonalausschusses	 folgen-
de	Verordnung:

Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§		 1	 Geltungsbereich,	 Anwendung	 der	 Allgemeinen	 Prü-
fungsordnung

Teil 2

Ausbildungsqualifi zierung

§		 2	 Voraussetzungen
§		 3	 Zulassungsantrag,	Vorschlag
§		 4	 Zuständigkeit,	Prüfungskommission
§		 5	 Inhalt	und	Durchführung	des	Zulassungsverfahrens
§		 6	 Bewertung
§		 7	 Rangliste,	Zulassung	zur	Ausbildungsqualifi	zierung

Teil 3

Modulare Qualifi zierung

§		 8	 Zuständigkeiten
§		 9	 Teilnahme
§	10	 Umfang,	Inhalt
§	11	 Prüfung,	Teilnahmebescheinigung
§	12	 Prüfungsverfahren,	 Bewertung,	 Feststellung	 des	 Ab-

schlusses
§	13	 Wiederholungsmöglichkeiten,	Verhinderung
§	14	 Beginn	der	modularen	Qualifi	zierung,	Übergangsvor-

schrift

Teil 4

Schlussvorschriften

§	15	 Änderung	 der	 Zulassungs-,	 Ausbildungs-	 und	 Prü-
fungsordnung	für	die	Justizfachwirte

§	16	 Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

Teil 1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich,	Anwendung	
der	Allgemeinen	Prüfungsordnung

(1)	1Diese	Verordnung	regelt	die	Ausbildungsqua-
lifi	zierung	und	die	modulare	Qualifi	zierung	für	die	Be-
amtinnen	und	Beamten	der	Besoldungsordnung	A	der	
Fachlaufbahn	Justiz	sowie	die	modulare	Qualifi	zierung	
für	die	Beamtinnen	und	Beamten	anderer	Fachlaufbah-
nen,	die	 im	Staatsministerium	der	Justiz	und	 für	Ver-
braucherschutz	(im	Folgenden:	Staatsministerium)	oder	
in	dessen	Geschäftsbereich	tätig	sind.	2Sie	gilt	nicht	für	

1.	 die	Beamtinnen	und	Beamten	des	Justizvollzugs,

2.	 die	 Beamtinnen	 und	 Beamten	 der	 Fachlaufbahn	
Justiz,	die	im	Staatsministerium	für	Arbeit	und	So-
zialordnung,	Familie	und	Frauen	oder	 in	dessen	
Geschäftsbereich	tätig	sind,

3.	 die	Beamtinnen	und	Beamten,	für	die	die	modu-
lare	Qualifi	zierung	in	der	Verordnung	zur	Ergän-
zung	der	Ausbildungs-	und	Prüfungsordnung	für	
die	Steuerbeamten	oder	 in	der	Verordnung	über	
den	 fachlichen	 Schwerpunkt	 Verwaltungsinfor-
matik	gesondert	geregelt	wird.

(2)	 Soweit	 diese	 Verordnung	 nichts	 anderes	 be-
stimmt,	gelten	für	Prüfungen	und	Leistungsnachwei-
se	die	Vorschriften	der	Allgemeinen	Prüfungsordnung	
entsprechend.

Teil 2

Ausbildungsqualifi zierung

§ 2

Voraussetzungen

(1)	Die	Voraussetzungen	der	Zulassung	der	Beam-
tinnen	 und	 Beamten	 des	 Justizwachtmeisterdienstes	
und	des	Justizfachwirtedienstes	zur	Ausbildungsqua-
lifi	zierung	richten	sich	nach	Art. 37	Abs.	2	des	Leis-
tungslaufbahngesetzes	(LlbG).

2038-5-3-1-J

Verordnung  
zur Regelung der Ausbildungsqualifizierung  

und der modularen Qualifizierung in der Justiz  
(Qualifizierungsverordnung Justiz – QV-J)

Vom 22. Februar 2012
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(2)	Bewerberinnen	und	Bewerber	können	höchs-
tens	dreimal	am	Zulassungsverfahren	teilnehmen.

§ 3

Zulassungsantrag,	Vorschlag

(1)	 1Beamtinnen	und	Beamte,	die	die	Vorausset-
zungen	für	die	Ausbildungsqualifi	zierung	nach	Art.	37	
Abs.	2	Satz	1	Nr.	2	LlbG	erfüllen,	können	die	Zulas-
sung	zur	Ausbildungsqualifi	zierung	auf	dem	Dienst-
weg	beantragen.	 2Mit	 ihrer	Zustimmung	können	 sie	
auch	 von	 ihren	 Dienstvorgesetzten	 vorgeschlagen	
werden.	3Spätestens	zu	Beginn	des	vorgeschriebenen	
Vorbereitungsdienstes	 müssen	 sämtliche	 Vorausset-
zungen	nach	Art.	37	Abs.	2	Satz	1	LlbG	vorliegen.	

(2)	Die	Präsidentinnen	und	Präsidenten	der	Ober-
landesgerichte	legen	die	Anträge	und	Vorschläge	mit	
den	erforderlichen	Unterlagen	und	einer	Stellungnah-
me	dem	Staatsministerium	vor.

§ 4

Zuständigkeit,	Prüfungskommission

(1)	1Das	Zulassungsverfahren	wird	von	dem	beim	
Staatsministerium	 errichteten	 Landesjustizprüfungs-
amt	 durchgeführt.	 2Beim	 Landesjustizprüfungsamt	
werden	 für	 das	 Zulassungsverfahren	 Prüfungskom-
missionen	gebildet.

(2)	Die	Prüfungskommission	 für	das	Zulassungs-
verfahren	zum	Justizfachwirtedienst	besteht	aus	drei	
Mitgliedern:

1.	 einer	 oder	 einem	 Bediensteten	 mit	 der	 Befähi-
gung	zum	Richteramt	oder	mit	der	Qualifi	kation	
für	 ein	 Amt	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 14,	 die	
mit	Aufgaben	einer	Rechtspfl	egerin	oder	der	mit	
Aufgaben	 eines	 Rechtspfl	egers	 betraut	 werden	
kann,	als	vorsitzendem	Mitglied,

2.	 einer	Beamtin	oder	einem	Beamten,	die	mit	Auf-
gaben	einer	Rechtspfl	egerin	oder	der	mit	Aufga-
ben	 eines	 Rechtspfl	egers	 betraut	 werden	 kann	
oder	die	Qualifi	kation	 für	ein	Amt	ab	der	Besol-
dungsgruppe	 A	 10	 erworben	 hat,	 als	 beisitzen-
dem	Mitglied,

3.	 einer	 Justizfachwirtin	 oder	 einem	 Justizfachwirt	
als	beisitzendem	Mitglied.

(3)	Die	Prüfungskommission	 für	das	Zulassungs-
verfahren	 zum	 Rechtspfl	egerdienst	 besteht	 aus	 drei	
Mitgliedern:

1.	 einer	 oder	 einem	 Bediensteten	 mit	 der	 Befähi-
gung	zum	Richteramt	oder	mit	der	Qualifi	kation	
für	 ein	 Amt	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 14,	 die	
mit	Aufgaben	einer	Rechtspfl	egerin	oder	der	mit	
Aufgaben	 eines	 Rechtspfl	egers	 betraut	 werden	
kann,	als	vorsitzendem	Mitglied,

2.	 zwei	 Beamtinnen	 oder	 Beamten,	 die	 mit	 Aufga-
ben	einer	Rechtspfl	egerin	oder	eines	Rechtspfl	e-
gers	 betraut	 werden	 können,	 als	 beisitzenden	
Mitgliedern.

(4)	1Die	Mitglieder	der	Prüfungskommission	wer-
den	im	Benehmen	mit	ihren	Dienstvorgesetzten	vom	
Landesjustizprüfungsamt	auf	die	Dauer	von	fünf	Jah-
ren	bestellt.	2Die	Mitgliedschaft	endet	mit	Ablauf	der	
Amtszeit,	 mit	 dem	 Ausscheiden	 aus	 dem	 Hauptamt	
oder	mit	der	Entpfl	ichtung.

§ 5

Inhalt	und	Durchführung	des	Zulassungsverfahrens

(1)	 1Das	 Zulassungsverfahren	 besteht	 aus	 einer	
mündlichen	Prüfung.	2In	ihr	soll	festgestellt	werden,	ob	
die	Bewerberinnen	und	Bewerber	nach	ihrem	allgemei-
nen	Bildungsstand	und	nach	ihren	fachlichen	Kenntnis-
sen	für	die	Ausbildungsqualifi	zierung	geeignet	sind.

(2)	 Im	Zulassungsverfahren	zum	Justizfachwirte-
dienst	ist	Gegenstand	der	Prüfung:	

1.	 a)	Grundzüge	des	Straf-	und	Strafprozessrechts,	

b)	Grundzüge	des	Zivilprozessrechts,

c)	Zustellungsrecht,

d)		Aufgaben	und	Zuständigkeit	der	Gerichte	und	
Staatsanwaltschaften,

e)		Aktenordnung	 und	 Allgemeine	 Geschäftsord-
nung,

2.	 a)	Grundzüge	des	Beamtenrechts,	

b)	staatsbürgerliches	Wissen,

c)	Fragen	der	Allgemeinbildung.

(3)	 Im	 Zulassungsverfahren	 zum	 Rechtspfl	eger-
dienst	ist	Gegenstand	der	Prüfung:	

1.	 unter	Berücksichtigung	des	bisherigen	Aufgaben-	
und	Tätigkeitsbereichs	der	Bediensteten:	

a)		Zivil-	 und	 Zivilprozessrecht	 einschließlich	 des	
Vollstreckungswesens,

b)		Straf-	und	Strafprozessrecht	einschließlich	des	
Vollstreckungswesens,

c)		Verfahren	in	Familiensachen	und	in	den	Ange-
legenheiten	der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit,

d)		Gerichtsverfassungsrecht	 und	 Grundzüge	 des	
Kostenrechts,

2.	 a)	Grundzüge	des	Beamtenrechts,	

b)	staatsbürgerliches	Wissen,
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c)	Fragen	der	Allgemeinbildung.

(4)	1Für	jede	Bewerberin	und	jeden	Bewerber	ist	
eine	Prüfungszeit	 von	etwa	30	Minuten	vorzusehen.	
2Mehr	als	fünf	Teilnehmerinnen	oder	Teilnehmer	dür-
fen	nicht	gemeinsam	geprüft	werden.

§ 6

Bewertung

(1)	 In	 der	 mündlichen	 Prüfung	 sind	 drei	 Einzel-
noten	zu	erteilen:

1.	 zwei	Noten	für	die	Prüfungsgebiete	nach	§ 5	Abs.	2	
Nr.	1	bzw.	Abs.	3	Nr.	1,

2.	 eine	Note	für	das	Prüfungsgebiet	nach	§ 5	Abs.	2	
Nr.	2	bzw.	Abs.	3	Nr.	2.

(2)	 1Es	 ist	eine	Gesamtnote	zu	bilden.	 2Diese	er-
rechnet	 sich	 aus	 der	 Summe	 der	 Einzelnoten	 geteilt	
durch	drei.	

(3)	1Über	die	Prüfungsleistungen	wird	auf	Grund	
einer	gemeinsamen	Beratung	der	gesamten	Prüfungs-
kommission	mit	Stimmenmehrheit	entschieden.	 2Das	
vorsitzende	 Mitglied	 der	 Prüfungskommission	 gibt	
die	Einzelnoten	und	die	Gesamtnote	am	Schluss	der	
Prüfung	mündlich	bekannt.	

(4)	Über	den	Verlauf	der	Prüfung	erstellt	das	vor-
sitzende	Mitglied	eine	Niederschrift,	die	mindestens	
den	 Gegenstand	 der	 mündlichen	 Prüfung	 sowie	 die	
Einzelnoten	und	die	Gesamtnote	enthält.

§ 7

Rangliste,	Zulassung	zur	Ausbildungsqualifi	zierung

(1)	 1Das	 Landesjustizprüfungsamt	 erstellt	 auf	
Grund	der	Gesamtnote	eine	Rangliste.	 2Bewerberin-
nen	und	Bewerber,	die	die	gleiche	Gesamtnote	erzielt	
haben,	erhalten	den	gleichen	Rang.

(2)	 Das	 Staatsministerium	 setzt	 die	 Zahl	 der	 Be-
amtinnen	und	Beamten	fest,	die	zur	Ausbildungsqua-
lifi	zierung	zugelassen	werden,	und	entscheidet	unter	
Berücksichtigung	 des	 Ergebnisses	 des	 Zulassungs-
verfahrens	über	die	Zulassung	zur	Ausbildungsquali-
fi	zierung	in	der	Reihenfolge	der	Rangliste.	

(3)	 Die	 Ausbildungsqualifi	zierung	 erfolgt	 durch	
die	 Ableistung	 des	 vorgesehenen	 Vorbereitungs-
dienstes	 und	 die	 Ablegung	 der	 vorgeschriebenen	
Qualifi	kationsprüfung.

Teil 3

Modulare Qualifi zierung

§ 8

Zuständigkeiten

(1)	Zuständig	für	die	modulare	Qualifi	zierung	ist	
das	Staatsministerium;	dieses	erstellt	ein	Konzept	zur	
näheren	Ausgestaltung.

(2)	 Das	 Staatsministerium	 kann	 mit	 der	 Organisa-
tion	 und	 Durchführung	 bestimmter	 Lehrveranstaltun-
gen	und	Prüfungen	zum	Abschluss	von	Maßnahmen	der	
modularen	Qualifi	zierung	öffentlich-rechtliche	Aus-	und	
Fortbildungseinrichtungen,	Behörden	oder	sonstige	ge-
eignete	öffentlich-rechtliche	Einrichtungen	beauftragen.	

(3)	Die	Anmeldung	zur	modularen	Qualifi	zierung	
erfolgt	 durch	 die	 jeweilige	 Ernennungsbehörde	 im	
Einvernehmen	mit	dem	Staatsministerium.

§ 9

Teilnahme

1Beamtinnen	und	Beamte	müssen	neben	der	Vor-
aussetzung	des	Art. 20	Abs. 4 LlbG	für	die	Teilnahme	
an	der	modularen	Qualifi	zierung	für	Ämter

1.	 ab	der	Besoldungsgruppe	A	7	mindestens	ein	Amt	
der	Besoldungsgruppe	A	5,

2.	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 10	 mindestens	 ein	
Amt	der	Besoldungsgruppe	A	8,

3.	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 14	 mindestens	 ein	
Amt	der	Besoldungsgruppe	A	11

innehaben.	 2Im	 Konzept	 der	 modularen	 Qualifi	zie-
rung	 können	 weitere	 Regelungen	 getroffen	 werden,	
die	 jedoch	 keine	 prüfungs-	 oder	 auswahlähnlichen	
Elemente	enthalten	dürfen.	3Für	die	Auswahl	der	Teil-
nehmerinnen	 und	 Teilnehmer	 an	 den	 Maßnahmen	
der	modularen	Qualifi	zierung	gilt	Art.	16	Abs.	1	LlbG	
entsprechend.	 4Soweit	 es	 aus	 dienstlichen	 Gründen	
erforderlich	ist,	kann	die	Teilnahme	an	der	modularen	
Qualifi	zierung	 im	Konzept	auf	bestimmte	Arbeitsbe-
reiche	oder	Dienstposten	begrenzt	werden.	5Falls	eine	
Rechtsverordnung	 nach	 Art.  70	 Abs.  3	 Satz  1  LlbG	
eine	Beförderung	bis	in	ein	Amt	ab	der	nächsthöheren	
Qualifi	kationsebene	ohne	Teilnahme	an	der	modula-
ren	 Qualifi	zierung	 zulässt,	 ist	 eine	 über	 dieses	 Amt	
hinausgehende	 Beförderung	 nur	 möglich,	 wenn	 die	
Beamtin	oder	der	Beamte	an	der	modularen	Qualifi	-
zierung	 für	 Ämter	 ab	 dieser	 Qualifi	kationsebene	 er-
folgreich	teilgenommen	hat.

§ 10

Umfang,	Inhalt

1Die	modulare	Qualifi	zierung	umfasst	für	Ämter

1.	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 7	 mindestens	 zwei	
Maßnahmen,
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2.	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 10	 mindestens	 drei	
Maßnahmen,

3.	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 14	 mindestens	 vier	
Maßnahmen.

2Die	Maßnahmen	der	modularen	Qualifi	zierung	ver-
mitteln	die	erforderlichen	Grund-	und	Fachkenntnisse	
sowie	sozialen	Kompetenzen,	die	jeweils	an	den	An-
forderungen	der	Ämter	ab	der	nächsthöheren	Quali-
fi	kationsebene	 ausgerichtet	 sind.	 3Die	 konkreten	 In-
halte	der	Maßnahmen	und	deren	Abschluss	werden	
im	Konzept	der	modularen	Qualifi	zierung	festgelegt.	
4Die	Gesamtdauer	der	Maßnahmen	soll	betragen:

1.	 in	den	Fällen	des	Satzes 1	Nr. 1	zehn	bis	15	Tage,

2.	 in	den	Fällen	des	Satzes 1	Nr. 2	15	bis	20	Tage,

3.	 in	den	Fällen	des	Satzes 1	Nr. 3	20	bis	25	Tage.

§ 11

Prüfung,	Teilnahmebescheinigung

(1)	 1Eine	 Maßnahme	 der	 modularen	 Qualifi	zie-
rung,	 die	 fachlich	 theoretische	 Inhalte	 vermittelt,	
schließt	mit	einer	mündlichen	Prüfung	ab,	die	spätes-
tens	sechs	Wochen	nach	dem	Ende	der	Lehrveranstal-
tung	 durchgeführt	 wird.	 2Mindestens	 zwei	 Wochen	
vor	 der	 Prüfung	 werden	 die	 Teilnehmerinnen	 und	
Teilnehmer	hierzu	 schriftlich	geladen	und	dem	Lan-
despersonalausschuss	Ort	und	Zeit	der	Prüfung	mit-
geteilt.	3Gegenstand	der	Prüfung	sind	die	Inhalte	der	
Maßnahme.	 4Die	 Prüfungszeit	 beträgt	 für	 jede	 Teil-
nehmerin	 und	 jeden	 Teilnehmer	 30  Minuten	 in	 den	
Fällen	der	§ 10	Satz 1	Nrn. 1	und	2,	45	Minuten	in	den	
Fällen	 des	 §  10	 Satz  1	 Nr.  3.	 5Über	 die	 vollständige	
Teilnahme	an	der	Maßnahme	ist	eine	Bescheinigung	
auszustellen.	 6Das	 Vorliegen	 der	 Bescheinigung	 ist	
Voraussetzung	für	die	Teilnahme	an	der	Prüfung.

(2)	1Bei	Abschluss	der	übrigen	Maßnahmen	wird	
entschieden,	ob	die	Teilnahme	vollständig	und	erfolg-
reich	war.	2Für	die	Entscheidung	sind	das	auf	Grund	
der	Mitarbeit	gezeigte	Verständnis	 für	die	vermittel-
ten	 Inhalte	 sowie	 die	 gezeigte	 Fähigkeit	 zur	 prakti-
schen	Anwendung	maßgebend.	3In	den	Maßnahmen,	
die	 Sozial-	 und	 Führungskompetenzen	 zum	 Gegen-
stand	 haben,	 soll	 anhand	 von	 praktischen	 Übungen	
die	 gezeigte	 soziale	 Handlungsfähigkeit	 sowie	 das	
Führungsverhalten	 beurteilt	 werden.	 4Über	 die	 voll-
ständige	und	erfolgreiche	Teilnahme	ist	eine	Beschei-
nigung	auszustellen.

§ 12

Prüfungsverfahren,	Bewertung,	Feststellung	des	
Abschlusses

(1)	In	der	mündlichen	Prüfung	werden	bis	zu	drei	
Teilnehmerinnen	 oder	 Teilnehmer	 gemeinsam	 ge-
prüft.	

(2)	 1Die	 mündliche	 Prüfung	 wird	 von	 einer	 Prü-
fungskommission	 abgenommen,	 die	 aus	 zwei	 Prüfe-
rinnen	oder	Prüfern	besteht,	von	denen	eine	oder	einer	
in	der	jeweiligen	Maßnahme	unterrichtet	haben	soll.	
2Die	mit	der	Organisation	und	Durchführung	der	Prü-
fung	beauftragte	Stelle	bestellt	die	Mitglieder	der	Prü-
fungskommission,	bestimmt	das	vorsitzende	Mitglied	
und	teilt	die	Zusammensetzung	der	Prüfungskommis-
sion	 in	der	schriftlichen	Einladung	den	Prüfungsteil-
nehmerinnen	und	-teilnehmern	mit.	3In	den	Fällen	der	
§ 10	Satz 1	Nrn. 1	und	2	müssen	die	Prüferinnen	und	
Prüfer	mindestens	ein	Amt	der	Besoldungsgruppe	A	10	
innehaben;	 mindestens	 eine	 oder	 einer	 muss	 in	 der	
dritten	Qualifi	kationsebene	eingestiegen	sein.	4In	den	
Fällen	des	§ 10	Satz 1	Nr. 3	müssen	die	Prüferinnen	
und	Prüfer	mindestens	ein	Amt	der	Besoldungsgrup-
pe	A	14	innehaben;	mindestens	eine	oder	einer	muss	
in	der	vierten	Qualifi	kationsebene	eingestiegen	sein.	

(3)	1Die	Prüfungskommission	bewertet	das	Ergeb-
nis	der	mündlichen	Prüfung	mit	„bestanden“	oder	mit	
„nicht	bestanden“.	 2Bei	der	Bewertung	wird	auf	die	
fachlichen	Kenntnisse,	das	Verständnis	des	Erlernten	
sowie	die	methodische	Handlungsfähigkeit	abgestellt.	
3Bei	abweichenden	Bewertungen	der	Mitglieder	der	
Prüfungskommission	soll	eine	Einigung	über	die	Be-
wertung	 herbeigeführt	 werden.	 4Kommt	 eine	 Eini-
gung	 nicht	 zustande,	 entscheidet	 die	 Prüferin	 oder	
der	Prüfer,	die	oder	der	in	der	Maßnahme	nach	Abs.	2	
Satz	1	den	höheren	Anteil an	Unterricht	durchgeführt	
hat;	bei	gleichen	Anteilen	entscheidet	das	vorsitzende	
Mitglied.	 5Über	 die	 mündliche	 Prüfung	 wird	 ein	 Er-
gebnisprotokoll	 gefertigt,	 das	 von	 dem	 vorsitzenden	
Mitglied	 unterschrieben	 wird.	 6Das	 vorsitzende	 Mit-
glied	teilt	der	Teilnehmerin	oder	dem	Teilnehmer	das	
Ergebnis	 mündlich	 mit.	 7Ist	 die	 mündliche	 Prüfung	
nicht	bestanden,	so	 ist	dies	auf	Verlangen	schriftlich	
zu	begründen.	

(4)	1Über	die	erfolgreiche	Teilnahme	an	den	Maß-
nahmen	 gemäß	 §  11	 Abs.	 2	 entscheidet	 die	 mit	 der	
Durchführung	 der	 jeweiligen	 Lehrveranstaltung	 be-
auftragte	 Stelle.	 2Lehren	 mehrere	 Dozentinnen	 oder	
Dozenten	in	einer	Maßnahme,	gelten	Abs. 3	Sätze 3	
und	4	entsprechend	mit	der	Maßgabe,	dass	bei	glei-
chen	Anteilen	die	ranghöhere	Dozentin	oder	der	rang-
höhere	Dozent	entscheidet,	bei	gleichem	Dienstrang	
ist	das	Dienstalter	maßgeblich.	3Im	Fall	einer	nicht	er-
folgreichen	Teilnahme	ist	die	Entscheidung	schriftlich	
zu	begründen.

(5)	 1Das	 Staatsministerium	 stellt	 gemäß	 Art.  20	
Abs. 5	Satz 1 LlbG	den	Abschluss	der	modularen	Qua-
lifi	zierung	fest,	wenn	die	mündliche	Prüfung	bestan-
den	und	die	vollständige	und	erfolgreiche	Teilnahme	
an	den	Maßnahmen	nach	§ 11 Abs. 2	bescheinigt	wur-
de.	 2Die	 Feststellung	 ist	 der	 Teilnehmerin	 oder	 dem	
Teilnehmer	schriftlich	mitzuteilen.	

§ 13

Wiederholungsmöglichkeiten,	Verhinderung

(1)	 1Prüfungsteilnehmerinnen	 und	 -teilnehmer,	
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die	 die	 mündliche	 Prüfung	 nicht	 bestanden	 haben	
oder	deren	Prüfung	als	nicht	bestanden	gilt,	können	
die	Prüfung	nach	erneuter	vollständiger	Absolvierung	
der	Maßnahme	nach	§ 11	Abs.	1	einmal	wiederholen.	
2Nicht	vollständig	bzw.	nicht	vollständig	und	erfolg-
reich	 abgeschlossene	 Maßnahmen	 können	 ebenfalls	
einmal	wiederholt	werden.	

(2)	 1Bei	 Fehlzeiten	 innerhalb	 einer	 Maßnahme,	
die	 die	 Beamtin	 oder	 der	 Beamte	 nicht	 zu	 vertreten	
hat,	 ist	 die	 gesamte	 Maßnahme	 nochmals	 zu	 absol-
vieren;	die	Wiederholungsmöglichkeiten	nach	Abs.	1	
bleiben	 hiervon	 unberührt.	 2Bei	 nur	 geringfügigen	
und	unmaßgeblichen	Fehlzeiten,	die	die	Beamtin	oder	
der	Beamte	nicht	zu	vertreten	hat,	kann	im	Einzelfall	
eine	 Bescheinigung	 über	 die	 vollständige	 bzw.	 über	
die	 vollständige	 und	 erfolgreiche	 Teilnahme	 erteilt	
werden.

§ 14

Beginn	der	modularen	Qualifi	zierung,	Übergangs-
vorschrift

(1)	1Der	Aufstieg	nach	§ 41	Abs.	5,	§§ 46	und	51	der	
Verordnung	über	die	Laufbahnen	der	bayerischen	Be-
amtinnen	und	Beamten	(Laufbahnverordnung	–	LbV)	
vom	1.	April	2009	 (GVBl	S. 51,	BayRS	2030-2-1-2-F)	
in	der	bis	zum	Ablauf	des	31. Dezember	2010	gelten-
den	Fassung	wird	am	1. April	2012	durch	die	modula-
re	Qualifi	zierung	abgelöst.	2Beamtinnen	und	Beamte,	
die	bis	zum	Ablauf	des	31. März	2012	die	Einführungs-
zeit	gemäß	§ 41	Abs.	5,	§§ 46	und	51	LbV	abgeschlos-
sen	haben	oder	die	sich	am	31. März	2012	gemäß	§ 41	
Abs.	5,	§§ 46	und	51	LbV	noch	in	der	Einführungszeit	
befi	nden,	beenden	den	Aufstieg	gemäß	§ 41	Abs.	5,	
§§ 46	und	51	LbV.	

(2)	 1Beamtinnen	 und	 Beamten,	 denen	 die	 Eig-
nung	in	der	letzten	periodischen	Beurteilung	bis	zum	
Ablauf	des	31. Dezember	2010	nach	§ 41	Abs.	5	und	
§ 51	LbV	zuerkannt	wurde	und	die	bis	einschließlich	
31.  März	 2012	 noch	 nicht	 zugelassen	 worden	 sind,	
werden	 bis	 zur	 nächsten	 periodischen	 Beurteilung	
so	 gestellt,	 als	 würden	 sie	 die	 Voraussetzung	 nach	
Art. 20	Abs. 4 LlbG	erfüllen;	Entsprechendes	gilt	für	
Beamtinnen	 und	 Beamte,	 die	 die	 Voraussetzungen	
des	§ 46	Abs.	1	Satz	1	LbV	erfüllt	haben.	2Sie	kommen	
nur	für	eine	Qualifi	zierung	nach	Art. 20 LlbG	in	Ver-
bindung	mit	dieser	Verordnung	und	dem	Konzept	der	
modularen	Qualifi	zierung	in	Betracht.

(3)	 1Für	Beamtinnen	und	Beamte,	 für	die	Art. 70	
Abs. 4	Satz 4 LlbG	anwendbar	ist,	können	im	Konzept	
der	modularen	Qualifi	zierung	in	der	Besoldungsgrup-
pe	A	11	Maßnahmen	nach	Art. 20	Abs. 2	Sätze 6 und	7	
LlbG	vorgesehen	werden,	die	Voraussetzung	für	eine	

Beförderung	in	ein	Amt	der	Besoldungsgruppe	A	12	
oder	A	13	sind.	2§ 9	gilt	entsprechend.

Teil 4

Schlussvorschriften

§ 15

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prü-
fungsordnung	für	die	Justizfachwirte

§ 4	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prüfungs-
ordnung	 für	 die	 Justizfachwirte	 (ZAPO/JFW)	 vom	
2.	 August	 2005	 (GVBl	 S.	 358,	 BayRS	 2038-3-3-8-J),	
zuletzt	geändert	durch	§ 5	der	Verordnung	vom	28. Ja-
nuar	2011	(GVBl	S.	65),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Abs.	1	bis	5	werden	aufgehoben.

2.	 Der	bisherige	Abs.	6	wird	Abs.	1	und	erhält	 fol-
gende	Fassung:

„(1)	 Beamtinnen	 und	 Beamte	 des	 Justiz-
wachtmeisterdienstes,	die	nach	den	Vorschriften	
der	Qualifi	zierungsverordnung	Justiz	zur	Ausbil-
dungsqualifi	zierung	 zugelassen	 sind,	 qualifi	zie-
ren	 sich	 für	 den	 Justizfachwirtedienst	 durch	 die	
Ableistung	 des	 Vorbereitungsdienstes	 und	 die	
Ablegung	der	Justizfachwirtprüfung.“

3.	 Der	bisherige	Abs.	7	wird	Abs.	2.

§ 16

Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

(1)	 Diese	 Verordnung	 tritt	 am	 1.	 April	 2012	 in	
Kraft.

(2)	Mit	Ablauf	des	31.	März	2012	tritt	die	Verord-
nung	über	den	Aufstieg	in	den	mittleren	und	in	den	
gehobenen	Justizdienst	 (AufstV-JD)	vom	21.	August	
1981	 (BayRS	 2038-3-3-18-J),	 zuletzt	 geändert	 durch	
§ 39	Abs.	6	der	Verordnung	vom	2.	August	2005	(GVBl	
S.	358),	außer	Kraft.

München,	den	22.	Februar	2012

Bayerisches Staatsministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz

Dr.	Beate		M	e	r	k	,		Staatsministerin
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7831-1-2-UG

Verordnung 
zum 

Vollzug des Tierseuchenrechts 
(Tierseuchen-Vollzugsverordnung – TierSVollzV)

Vom 23. Februar 2012

Auf	Grund	von	Art.	1	Abs.	2	Satz	1,	Art.	4	Abs.	2	
Satz	3	und	Art.	6	des	Gesetzes	über	den	Vollzug	des	
Tierseuchenrechts	 (BayRS	7831-1-UG),	zuletzt	geän-
dert	durch	§	25	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2009	(GVBl	
S.  400),	 erlässt	das	Bayerische	Staatsministerium	 für	
Umwelt	 und	 Gesundheit	 im	 Einvernehmen	 mit	 dem	
Bayerischen	Staatsministerium	für	Ernährung,	Land-
wirtschaft	und	Forsten	folgende	Verordnung:

§	1

Zuständige	Behörden

(1)	 1Die	 Kreisverwaltungsbehörde	 ist	 zuständige	
Behörde	 zum	 Vollzug	 des	 Tierseuchenrechts,	 soweit	
nichts	 anderes	 bestimmt	 ist.	 2Dies	 gilt	 auch	 für	 den	
Vollzug	unmittelbar	geltender	Rechtsakte	der	Europä-
ischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union.	
3Soweit	 eine	 Kreisverwaltungsbehörde	 eine	 Grenz-
kontrollstelle	betreibt,	ist	sie	nach	§	7	Satz	1	der	Ver-
ordnung	über	das	innergemeinschaftliche	Verbringen	
sowie	die	Einfuhr	und	Durchfuhr	von	Tieren	und	Wa-
ren	 (Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung	 –	
BmTierSSchV)	 in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	
vom	6.	April	2005	(BGBl	I	S.	997)	zuständig	für	die	Er-
teilung	von	Einfuhrgenehmigungen	für	Tiere	im	Sinn	
von	 Anlage	 4	 Teil	 I	 Nr.	 3	 BmTierSSchV,	 wenn	 nicht	
mehr	als	fünf	Tiere	eingeführt	werden.

(2)	Die	Regierung	ist	zuständige	Behörde

1.	 nach	 §	 17d	 Abs.	 1	 des	 Tierseuchengesetzes	
(TierSG)	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	
vom	22.	Juni	2004	(BGBl	I	S.	1260,	3588)	in	Ver-
bindung	mit	§ 17d	Abs.	3	und	§	17e	Satz	2	TierSG,

2.	 nach	§	3	Nrn.	1	und	2	der	Verordnung	zum	Schutz	
gegen	 die	 Tollwut	 (Tollwut-Verordnung)	 in	 der	
Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	 4.	 Oktober	
2010	(BGBl	I	S.	1313),

3.	 nach	§	24	Abs.	2,	8	und	9,	§	25	Abs.	3	und,	in	Be-
zug	auf	die	Aufhebung	gefährdeter	Bezirke,	nach	
§	 29	 Abs.	 2	 der	 Verordnung	 zum	 Schutz	 gegen	
die	Maul-	und	Kla	uenseuche	(MKS-Verordnung)	
in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	20.	De-
zember	2005	(BGBl	I	S.	3573),

4.	 nach	§	14a	Abs.	2,	8	und	9,	§	14c	Abs.	2	und	§	24	
Abs.	 5	 der	 Verordnung	 zum	 Schutz	 gegen	 die	
Schweinepest	und	die	Afrikanische	Schweinepest	
(Schweinepest-Verordnung)	 in	 der	 Fassung	 der	

Bekanntmachung	vom	29. September 2011	(BGBl	I	
S.	1959),

5.	 für	die	Genehmigung	und	amtliche	Überwachung	
nach	§§	3	und	9	der	Fischseuchenverordnung	vom	
24.	November	2008	 (BGBl	 I	S.	 2315),	 soweit	ge-
nehmigte	 Verarbeitungsbetriebe	 bzw.	 Versand-	
oder	 Reinigungszentren	 im	 Sinn	 von	 §	 3	 Satz	 1	
Nrn.	2	und	3	der	Fischseuchenverordnung	betrof-
fen	 sind,	 sowie	 für	die	Erklärung	von	Schutzge-
bieten	 nach	 §  10	 der	 Fischseuchenverordnung,	
soweit	die	Erklärung	über	das	Gebiet	einer	Kreis-
verwaltungsbehörde	hinausgeht,

6.	 nach	§§	3	bis	19,	34,	37	bis	39	der	Verordnung	über	
Sera,	 Impfstoffe	 und	 Antigene	 nach	 dem	 Tier-
seuchengesetz	 (Tierimpfstoff-Verordnung)	 vom	
24. Oktober 2006	(BGBl	I	S.	2355),

7.	 nach	§§ 2,	6,	7	und	9	der	Verordnung	über	das	Ar-
beiten	mit	Tierseuchenerregern	(Tierseuchenerre-
ger-Verordnung)	vom	25.	November	1985	(BGBl	I	
S.	2123)	und

8.	 für	die	Zulassung	nach	§	12	Abs.	1,	§	13	Abs.	2	
Satz	1	Nr.	2,	§§	15,	35	und	36a	Abs.	3	sowie	das	
Ruhen	der	Zulassung	nach	§	17	BmTierSSchV.

(3)	Die	Regierung	von	Oberbayern	ist	zuständige	
Behörde	 für	 die	 Kontrolle	 der	 Hersteller	 von	 Futter-
mitteln	 im	 Rahmen	 des	 §	 2	 Abs.	 2	 der	 Verordnung	
zum	Schutz	gegen	bestimmte	Salmonelleninfektionen	
beim	 Haushuhn	 (Hühner-Salmonellen-Verordnung)	
vom	6.	April	2009	(BGBl	I	S.752).

(4)	 Das	 Staatsministerium	 für	 Umwelt	 und	 Ge-
sundheit	ist	zuständige	Behörde

1.	 nach	§	17c	Abs.	4	TierSG,

2.	 nach	§	3	Abs.	2	Satz	3	Nr.	3,	§	11	Abs.	3	und	§	25	
Abs.	3	BmTierSSchV	sowie	für	die	Erteilung	der	
Genehmigung	 nach	 §	 7	 Satz	 1	 BmTierSSchV,	
soweit	nicht	nach	Abs.	1	Satz 3	die	Kreisverwal-
tungsbehörden	zuständig	sind,

3.	 nach	§	3	Satz	2	der	Verordnung	zum	Schutz	gegen	
die	Leukose	der	Rinder	(Rinder-Leukose-Verord-
nung)	 in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	
13.	März	1997	(BGBl	I	S. 458),	

4.	 nach	§	2	Satz	2	der	Verordnung	zum	Schutz	gegen	
die	Brucellose	der	Rinder,	Schweine,	Schafe	und	
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Ziegen	 (Brucellose-Verordnung)	 in	 der	 Fassung	
der	 Bekanntmachung	 vom	 20.  Dezember  2005	
(BGBl	I	S.	3601),

5.	 nach	§	7	Abs.	1	Satz	2,	§	11	Abs.	3,	§	12	Abs.	2	und	
§	14	Abs.	4	der	Fischseuchenverordnung,

6.	 nach	§	15	Abs.	3,	§	27	A		bs.	3	Satz	3	und	Abs.	4,	§	33	
Abs.	2,	§	34	Abs.	3c	und	4,	§	38	Abs. 2,	§	43	Abs.	2,	
§	44	Abs.	4	und	§	44a	Abs.	3	der	Verordnung	zum	
Schutz	gegen	die	Verschleppung	von	Tierseuchen	
im	Viehverkehr	(Viehverkehrsverordnung	–	Vieh-
VerkV)	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	
3.	März	2010	(BGBl	I	S.	203),

7.	 nach	Art.	3	Satz	2	und	Art.	5	der	Verordnung	(EG)	
Nr.	1760/2000	des	Europäischen	Parlaments	und	
des	Rates	vom	17.	Juli	2000	zur	Einführung	eines	
Systems	 zur	 Kennzeichnung	 und	 Registrierung	
von	Rindern	und	über	die	Etikettierung	von	Rind-
fl	eisch	 und	 Rindfl	eischerzeugnis	sen	 sowie	 zur	
Aufhebung	der	Verordnung	 (EG)	Nr.	820/97	des	
Rates	(ABl	L	204	S. 1),

8.	 für	 die	 Zulassung	 von	 Gesundheitskontrollpro-
grammen	nach	Anlage	3	Abschnitt	II	Nr.	2	Buchst.	d	
der	Verordnung	über	hygienische	Anforderungen	
beim	Halten	von	Schweinen	(Schweinehaltungs-
hygieneverordnung	–	SchHaltHygV)	vom	7.	Juni	
1999	(BGBl	I	S.	1252),

9.	 nach	§§	8,	9	Abs.	2	Satz	2,	§§ 10,	11,	20	Abs.	5,	§	21	
Abs.	4	Satz	3,	§§	36,	42	und	51	der	Verordnung	zum	
Schutz	gegen	die	Gefl	ügelpest	(Gefl	ügelpest-Ver-
ordnung)	vom	18.	Oktober	2007	(BGBl	I	S.	2348),

10.	 nach	§	2	Satz	2	der	Verordnung	zum	Schutz	gegen	
die	Ansteckende	Blutarmut	der	Einhufer	(Einhu-
fer-Blutarmut-Verordnung)	 vom	 4.	 Oktober	 2010	
(BGBl	I	S.	1326),

11.	 nach	§	2	Abs.	2,	§	8	Abs.	3,	§	15	Abs.	1	Satz	1,	§	16	
Abs.	1	und	4	Satz	1,	§§	26	und	32	Abs. 1	der	MKS-
Verordnung,

12.	 nach	§	2	Abs.	2,	 §	6	Abs.	1	Satz	2,	§	13	Abs.	1,	
§§	14b,	14c	Abs.	3	und	§	14d	der	Schweinepest-
Verordnung,

13.	 nach	§	3	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	der	Verordnung	zum	
Schutz	gegen	die	Aujeszkysche	Krankheit	in	der	
Fassung	der	Bekanntmachung	vom	20.	Dezember	
2005	(BGBl	I	S.	3609),

14.	 nach	§	2b	der	Verordnung	zum	Schutz	der	Rinder	
vor	einer	Infektion	mit	dem	Bovinen	Herpesvirus	
Typ	1	(BHV1-Verordnung)	in	der	Fassung	der	Be-
kanntmachung	 vom	 20.  Dezember  2005	 (BGBl	 I	
S.	3520),

15.	 nach	§	2	Satz	2	der	Verordnung	zum	Schutz	gegen	
die	Tuberkulose	des	Rindes	(Tuberkulose-Verord-
nung)	 in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	
13.	März	1997	(BGBl	I	S.	462),	

16.	 nach	§	2	Abs.	2	Nr.	1	der	Verordnung	zum	Schutz	
gegen	den	Milzbrand	und	den	Rauschbrand	vom	
23.	Mai	1991	(BGBl	I	S.	1172),

17.	 nach	 §	 36	 der	 Hühner-Salmonellen-Verordnung	
und

18.	 für	die	Beauftragung	bzw.	Benennung	von	Dritten	
auf	dem	Gebiet	des	Tierseuchenrechts	zur	Durch-
führung	von	Bundesrecht	sowie	unmittelbar	gel-
tender	 Rechtsakte	 der	 Europäischen	 Gemein-
schaften.

(5)	Die	Gemeinde	ist	zuständige	Behörde

1.	 nach	§	21	Abs.	4	Satz	1	Nr.	1,	§	27	Abs.	2,	§	30	Abs.	2	
Nr.	1,	§	56	Abs.	5	der	Gefl	ügelpest-Verordnung,

2.	 nach	§	9	Abs.	2	Nr.	1,	§	11	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	und	
§	24	Abs.	3	der	MKS-Verordnung,

3.	 nach	§	9	Abs.	2	Nr.	1	und	§	10	Abs.	2	Nr.	1	der	
Verordnung	 zum	 Schutz	 gegen	 die	 Vesikuläre	
Schweinekrankheit	 in	der	Fassung	der	Bekannt-
machung	vom	11.	April	2001	(BGBl	I	S. 604),

4.	 nach	§	11	Abs.	2	Nr.	1,	§	11a	Abs.	2	Nr.	1	und	§	14a	
Abs.	3	der	Schweinepest-Verordnung,

5.	 nach	§	8	Abs.	2	der	Tollwut-Verordnung	und

6.	 nach	§	10	Abs.	2	der	Einhufer-Blutarmut-Verord-
nung.

(6)	 Die	 vorstehenden	 Zuständigkeitsregelungen	
ermächtigen	zum	Vollzug	der	zitierten	Vorschriften	in	
der	jeweils	geltenden	Fassung.

§	2

Beitragspfl	icht

1Tierseuchenbeiträge	 werden	 für	 Pferde,	 Rin-
der	einschließlich	Wasserbüffel,	Wisente	und	Bisons,	
Schweine,	Schafe,	Hühner	und	Truthühner	erhoben.	
2Für	sonstiges	Gefl	ügel,	Ziegen,	Gehegewild	und	Fi-
sche	wird	von	der	Beitragserhebung	gemäß	§	71		Abs.	1	
Satz	4	TierSG	abgesehen.

§	3

Vergütung	der	Gutachter

(1)	1Die	Gutachter	für	Schätzungen	bei	Tierverlus-
ten	erhalten	eine	Vergütung.	2Sie	setz	t	sich	zusammen	
aus	 einer	 Vergütung	 für	 den	 Zeitaufwand	 und	 aus	
dem	Ersatz	der	Fahrtkosten.

(2)	 1Die	 Vergütung	 für	 den	 Zeitaufwand	 beträgt	
je	angefangene	Stunde	50 Euro	,	tä			glich	jedoch	höchs-
tens	200 Euro.	 2Für	die	Vergütung	von	notwendigen	
Übernacht	ungen	sind	die	für	Beamte	des	Freistaates	
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Bayern	 geltenden	 Bestimmungen	 des	 Reisekosten-
rechts	 entsprech	end	 	anzuwenden.	 3Zeitaufwand	 ist	
die	 Daue		r	 der	 Gutachtertätigkeit	 einschließlich	 der	
An-	und	Abreise.

(3)	 1Fahrtkosten	 werden	 in	 Höhe	 der	 angefalle-
nen,	notwendigen	Auslagen	erstattet.	2Für	die	Benut-
zung	 öffentlicher	 regelmäßig	 verkehrender	 Beförde-
rungsmittel	 werden	 die	 tatsächlichen	 Auslagen,	 für	
die	Benutzung	von	Zügen	der	öffentlichen	Eisenbahn-
Verkehrsunternehmen	 bis	 zu	m	 Fa	hrpreis	 der	 ersten	
Klasse,	ersetzt.	 3Für	die	Benutzung	anderer	Beförde-
rungsmitt	el	und	für	Fußwegstrecken	sind	die	für	Be-
amte	des	Freistaates	Bayern	geltenden	Bestimmungen	
des	Reisekostenrechts	entsprechend	anzuwenden.

§	4

Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

(1)	 Diese	 Verordnung	 tritt	 am	 1.	 April	 2012	 in	
Kraft.

(2)	 Die	 Zw	eite	 Verordnung	 zum	 Vollzug	 des	
Tierseuchenrechts	 (2.	 VV-TierSR)	 vom	 3.  Mai	 1977	
(BayRS 7831-1-2-UG),	zuletzt	geändert	durch	Verord-
nung	vom	3.	April	2003	(GVBl	S.	315),	tritt	mit	Ablauf	
des	31.	März	2012	außer	Kraft.

München,	den	23.	Februar	2012

Bayerisches Staatsministerium für 
Umwelt und Gesundheit

Dr.	Marcel		H	u	b	e	r	,		Staatsminister
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Bekanntmachung 
der Entscheidung des 

Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
vom 23. Januar 2012 Vf. 18-VII-09

Gemäß	Art.	25	Abs.	7	des	Gesetzes	über	den	Baye-
rischen	Verfassungsgerichtshof	(VfGHG)	vom	10.	Mai	
1990	 (GVBl	 S.	 122,	 BayRS	 1103-1-I),	 zuletzt	 geän-
dert	durch	§	11	des	Gesetzes	vom	24.	Dezember	2005	
(GVBl	S.	665),	wird	nachstehend	die	Entscheidung	des	
Bayerischen	Verfassungsgerichtshofs	vom	23.	Januar	
2012	bekannt	gemacht.

Die	Entscheidung	betrifft	die	Frage,	ob

§§	1,	 2	und	5	der	Satzung	der	Stadt	Nürnberg	über	
Werbeanlagen	(WerbeanlagenS	–	WaS)	vom	6.	April	
2009	(ABl	S.	133)

gegen	die	Bayerische	Verfassung	verstoßen.	

Entscheidungsformel:

1.	 §	2	Nrn.	1	bis	4	und	6	der	Satzung	der	Stadt	Nürnberg	
über	Werbeanlagen	(WerbeanlagenS	–	WaS)	vom	
6.	April	2009	(ABl	S.	133)	verstößt	gegen	Art.	101,	
103	Abs. 1	und	Art.	118	Abs.	1	der	Verfassung	und	
ist	nichtig.	

2.	 §	 5	 dieser	 Satzung	 verstößt,	 soweit	 das	 Ändern	
oder	Betreiben	einer	nach	§	2	unzulässigen	Wer-
beanlage	mit	Geldbuße	belegt	werden	kann,	ge-
gen	 Art.	 3	 Abs.	 1	 Satz  1	 der	 Verfassung	 und	 ist	
insoweit	nichtig.	

3.		 Im	Übrigen	wird	der	Antrag	abgewiesen.

Leitsätze:

1.	 Beim	Erlass	einer	Satzung	gemäß	Art.	81	Abs.	1	
Nr.	2	BayBO	über	das	Verbot	der	Errichtung	von	
Werbeanlagen	muss	berücksichtigt	werden,	dass	
das	Gebiet	einer	Gemeinde	in	der	Regel	aus	ver-
schiedenen	Bereichen	besteht,	deren	Ortsbild	un-
terschiedlich	 schutzwürdig	 ist.	 Verbote	 sind	 nur	
gerechtfertigt,	 soweit	 ortsgestalterische	 Gründe	
sie	erfordern.	

2.	 Teilweise	 Verfassungswidrigkeit	 einer	 Werbean-
lagensatzung,	weil	der	Normgeber	bei	einzelnen	
Verboten	nicht	nach	den	Gegebenheiten	der	ver-
schiedenen	Gemeindebereiche	differenziert	hat.

München,	den	16.	Februar	2012

Bayerischer Verfassungsgerichtshof

											Dr.	H	u	b	e	r	,		Präsident

Bekanntmachung  
der Entscheidung des  

Bayerischen Verfassungsgerichtshofs  
vom 23. Januar 2012 Vf. 18-VII-09
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2032-1-1-F

Berichtigung

§ 18	Abs. 4	Nr. 3	des	Gesetzes	zum	Neuen	Dienst-
recht	 in	 Bayern	 vom	 5.  Ausgust	 2010	 (GVBl	 S.  410)	
wird	wie	folgt	berichtigt:

Statt

„3.	 das	 Gesetz	 zur	 Änderung	 besoldungsrechtli-
cher	Vorschriften	vom	22. Dezember	2000	(GVBl	
S. 928),	geändert	durch	Art. 19	des	Gesetzes	vom	
24. Dezember	2002	(GVBl	S. 937),“

muss	es	richtig

„3.	 das	 Gesetz	 zur	 Änderung	 besoldungsrechtlicher	
Vorschriften	vom	22. Dezember	2000	(GVBl	S.	928)	
mit	Ausnahme	von	§ 1	Nr. 12	und	§ 6	Abs. 3,	geän-
dert	durch	Art.	19	des	Gesetzes	vom	24. Dezember	
2002	(GVBl	S. 937),	dieser	aufgehoben	durch	§ 5	
des	Gesetzes	vom	25. Juni	2003	(GVBl	S. 374),“

lauten.

München,	den	15.	Februar	2012

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Thomas		K	r	e	u	z	e	r	,		Staatsminister
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Berichtigung

Die	 Bekanntmachung	 des	 Zwölften	 Staatsver-
trags	zur	Änderung	rundfunkrechtlicher	Staatsverträ-
ge	 (Zwölfter	 Rundfunkänderungsstaatsvertrag)	 vom	
5. Mai	2009	(GVBl	S. 193)	wird	wie	folgt	berichtigt:

1.	 Nach	 den	 Unterschriften	 werden	 in	 Bezug	 auf	
Art. 1	zur	Änderung	des	Rundfunkstaatsvertrags	
(BayRS	2251-6-S)	folgende	Anlagen	angefügt:

Anlage
(zu	§	11b	Abs.	1	Nr.	2	des	Rundfunkstaatsvertrages)

Programmkonzept Digitale Fernsehprogramme 
der ARD

I. Einleitung

§	 11b	 Rundfunkstaatsvertrag	 (Fernsehpro-
gramme)	legt	in	Abs.	1	Nr.	2	fest,	dass	die	in	der	
ARD	 zusammengeschlossenen	 Landesrundfunk-
anstalten	 drei	 Spar	tenfernsehprogramme	 veran-
stalten,	 und	 zwar	 die	 Programme	 „EinsExtra“,	
„Eins	Plus“	 und	 „EinsFestival“.	 Auf	 diese	 Pro-
gramme	bezieht	sich	das	nachfol	gend	dargestellte	
Programmkonzept.	Die	Notwendigkeit	hierzu	er-
gibt	sich	aus	der	Ent	scheidung	der	Europäischen	
Kommission	vom	24.	April	2007	in	dem	Beihilfe-
ver	fahren	 über	 die	 Finanzierung	 des	 öffentlich-
rechtlichen	Rundfunks	 in	Deutsch	land.	 In	dieser	
Entscheidung	vertritt	die	Kommission	die	Auffas-
sung,	 dass	 die	 den	 öffentlich-rechtlichen	 Rund-
funkanstalten	 eingeräumte	 Möglichkeit,	 digitale	
Zusatz	kanäle	 im	 Fernsehen	 anzubieten,	 nach	
dem	zum	Zeitpunkt	der	Entschei	dung	geltenden	
Recht	 nicht	 hinreichend	 präzise	 abgegrenzt	 sei	
(Rdnr.	228).	Deswegen	verlangt	die	Kommission,	
dass	 durch	 die	 Vorgabe	 allgemeiner	 rechtli	cher	
Anfor	derungen	und	die	Entwicklung	hinreichend	
konkreter	Programmkon	zepte	ge	währleistet	wird,	
dass	 der	 Umfang	 des	 öffentlich-rechtlichen	 Auf-
trags	 der	 Rund	funkanstalten	 in	 Bezug	 auf	 die	
digitalen	 Zusatzkanäle	 klar	 bestimmt	 ist	 (Rdnr.	
309).	 Schließlich	 sieht	 die	 Kommission	 die	 Ent-
wicklung	 von	 Programm	konzepten	 durch	 die	
öffentlich-rechtlichen	 Rundfunkanstalten	 auf	
staatsvertragli	cher	 Grund	lage	 als	 geeignet	 für	
eine	 hinreichend	 konkrete	 Auftragsbestimmung	
im	Sinne	des	europäischen	Rechts	an	(Rdnr.	360).	
Vor	 diesem	 Hintergrund	 präzi	siert	 die	 ARD	 das	
Konzept	für	ihre	digitalen	Zusatzkanäle	wie	nach-
stehend	aus	geführt.

II. Gemeinsame Grundsätze für die digitalen 
Fernsehkanäle der ARD

Mit	EinsExtra,	EinsPlus	und	EinsFestival	ver-
fügt	die	ARD	über	drei	digitale	Ka	näle,	die	eine	
größere	 Vielfalt	 und	 höhere	 themenorientierte	
Qualität	 des	 öffent	lich-rechtlichen	 Programman-

gebots	gewährleisten.	Dem	Zuschauer	wird	durch	
die	verstärkte	Diversifi	zierung,	ergänzt	durch	ver-
schiedene	interaktive	Dienste	und	Zusatzangebo-
te,	 ein	 deutlicher	 komplementärer	 programmli-
cher	Mehrwert	gebo	ten.	

Die	hochwertigen	Angebote	der	Digitalkanäle	
richten	sich	grundsätzlich	an	alle	Alters-	und	Ziel-
gruppen.	 Durch	 die	 Digitalisierung	 der	 Verbrei-
tungstechniken	 im	 dualen	 Rundfunksystem	 ver-
ändert	 sich	die	Fernsehnutzung.	Dem	 tragen	die	
ARD-Digitalkanäle	durch	klar	profi	lierte	Angebo-
te	Rechnung,	die	im	Rahmen	ei	nes	Vollprogramms	
nicht	 möglich	 sind.	 EinsExtra,	 EinsFestival	 und	
EinsPlus	 er	reichen	 mit	 einem	 entsprechend	 pro-
fi	lierten	 Programm	 und	 begleitet	 durch	 ein	 re-
levantes	 Angebot	 im	 Bereich	 der	 Telemedien	
auch	 jüngere	 Zuschauer.	 So	 bietet	 EinsExtra	 ein	
24-stündiges	 Informationsangebot	 mit	 einem	 ho-
hen	 tagesaktuellen	Anteil.	EinsPlus	nutzt	die	Di-
alog-	 und	 Partizipationsmöglichkeiten	 des	 Inter-
nets,	nach	der	TV-Ausstrahlung	sind	Service-	und	
Wissensangebote	für	die	Nutzer	crossmedial	auch	
auf	anderen	Plattformen	zeit-	und	ortsunabhängig	
verfügbar.	EinsFestival	 ist	ein	 innovatives,	kultu-
rell	 orientiertes	 öffentlich-rechtliches	 Ange	bot,	
das	einen	wichtigen	Beitrag	dazu	leistet,	 jüngere	
Zielgruppen	anzusprechen.	Das	Erreichen	jünge-
rer	 Zuschauerinnen	 und	 Zuschauer	 ist	 also	 eine	
wesentliche	Zielsetzung	bei	der	Erfüllung	des	öf-
fentlich-rechtlichen	Auftrags	in	der	digitalen	Welt.	
Vor	 allem	 jüngere	 Menschen	 fragen	 öffentlich-
rechtliche	Qualitätsangebote	zunehmend	im	Inter-
net	ab.	Um	sie	in	relevantem	Maße	zu	erreichen,	
muss	eine	multimediale	Vernetzung	gewährleistet	
sein.	Die	dynamische	technische	Ent	wicklung,	vor	
allem	 die	 Nutzung	 des	 Internetprotokolls	 für	 die	
Verbreitung	von	Rundfunk-	und	Fernsehprogram-
men,	erfordert	ein	entsprechendes	Angebot.	

Eine	wichtige	Voraussetzung	im	Rahmen	sei-
nes	Funktionsauftrages	und	für	die	Ak	zeptanz	des	
öffentlich-rechtlichen	Rundfunks	 in	der	 Informa-
tions-	und	Wissens	gesellschaft	 ist	auch	eine	ent-
sprechende	 zeitunabhängige	 Bereitstellung	 der	
An	gebote,	da	er	nur	 so	 seiner	gesellschaftlichen	
Verantwortung,	 insbeson	dere	 ge	genüber	 einer	
jüngeren	Zielgruppe,	gerecht	werden	kann.	Dazu	
gehören	die	Ver	bindung	von	Text,	Bild	und	Ton,	
aber	 auch	 sendungsbezogene	 bezie	hungsweise	
an	 Programm-	 oder	 Sendermarken	 ausgerich-
tete	 interaktive	 Ange	bote	 wie	 z.	B.	 redaktionell	
begleitete	Chats,	Foren,	Rankings,	Bewertungen	
und	 sendungsbezo	gene	 spielerische	 Elemente.	
So	 bieten	 EinsFestival	 und	 EinsPlus	 mit	 jeweils	
voll	wertigen	Teletextangeboten	bzw.	mit	der	Info-
Leiste	bei	EinsExtra,	 vertiefende	 fernsehbasierte	
Begleitdienste,	die	durch	interaktiv	nutzbare	pro-
gramm-	 und	 sendungsbezogene	 Vorschau-An-
gebote	 ergänzt	 werden.	 Hinzu	 kommt,	 dass	 die	
Nutzer	im	Internet	neue	Formen	der	Partizipation	
erwarten,	z.	B.	Communities,	Weblogs	und	Platt-
formen	für	den	Austausch	von	Inhalten.



62 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	4/20122 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	4/2011

Orientiert	 an	 den	 staatsvertraglichen	 Vorga-
ben	 bieten	 die	 Digitalkanäle	 im	 Inter	net	 einen	
Kommu	nikationsraum	für	die	Vertiefung	von	The-
men,	die	im	Programm	gesetzt	worden	sind.	Dies	
ist	ein	frei	zugängliches	Angebot	für	jedermann,	
wäh	rend	 viele	 kom	merziell	 betriebene	 Bereiche	
des Internet	sich	nur	nach Zahlung von 	Entgelten	
nutzen	 lassen.	 Die	 Online-Angebote	 der	 ARD-
Digitalkanäle	 sind	 an	 dem	 jeweili	gen	 Program-
mangebot	ausgerichtet,	wobei	sich	die	Inhalte	am	
Er	wartungshori	zont	 der	 Zielgruppe	 orientieren.	
Das	 Verweildauerkonzept	 richtet	 sich	 nach	 den	
zukünftigen	 staatsvertraglichen	 Vorgaben	 und	
dem	 auf	 deren	 Grundlage	 zu	 erstellenden	 Tele-
medienkonzept.	

Als	 Testfl	äche	 und	 Probebühne	 innovativer	
Formate	erfüllen	die	Digitalkanäle	zugleich	eine	
weitere	wichtige	Aufgabe:	

Nur	der	öffentlich-rechtliche	Rundfunk	kann	
jenseits	kommerzieller	 Interessen	das	Fernsehen	
dramaturgisch	und	ästhe	tisch	unabhängig	sowie	
im	Interesse	der	Zu	schauer	weiterentwickeln.	Der	
Aus	tausch	 mit	 den	 Hörfunkwellen	 der	 Landes-
rundfunkanstalten	 führt	 darüber	 hinaus	 zu	 Syn-
ergien,	 z.	B.	 in	 der	 Themenfi	ndung,	 in	 der	 For-
matentwicklung	und	durch	Zusammenarbeit	von	
Programmmitarbeite	rinnen	und	-mitarbeitern.

III. Die Konzepte der einzelnen digitalen Fern 
sehprogramme

1. EinsFestival

a) Grundkonzeption

EinsFestival	ist	–	wie	in	den	ARD-Programm-
leitlinien	 07/08	 beschrieben	 –	 ein	 in	novatives,	
kulturell	 orientiertes	 Angebot	 mit	 jüngerer	 Aus-
richtung.	Das	Pro	grammangebot	 ist	zwar	grund-
sätzlich	an	einen	breiten	Zuschauerkreis	gerich-
tet,	 es	 orientiert	 sich	 strukturell	 und	 inhaltlich	
aber	 an	 der	 Alltagskultur	 eines	 jüngeren	 Publi-
kums	und	hat	insofern	nicht	den	Anspruch	eines	
Vollprogramms.	 EinsFesti	val	 leistet	 damit	 einen	
wichtigen	 Beitrag	 dazu,	 bei	 jüngeren	 Menschen	
mehr	 Auf	merksamkeit	 für	 öffentlich-rechtliche	
Programmangebote	zu	erreichen.	

In	einem	Fernsehangebot,	das	an	die	Lebens-
welt	junger	Menschen	anknüpft,	wird	deren	gro-
ße	Bandbreite	abwechslungsreich	dargestellt	und	
präsentiert.	Der	Programmgestaltung	von	EinsFes-
tival	liegt	daher	ein	breiter	Kulturbegriff	zugrun-
de.	Sie	wird	besonders	durch	Film,	Musik,	Sport,	
Wissen,	 Medien	 und	 Kommunikation	 geprägt.	
Tagesaktuelle	 vertiefende	 lnformationsangebote,	
z.	B.	aus	den	Bereichen	Innen-	und	Außenpolitik,	
Wirtschafts-	 und	 Finanzpolitik,	 klas	sische	 Ser-
vice-	 und	 Ratgeberangebote,	 Kinderprogramme	
und	regelmäßige	Be	richterstattung	von	Sportver-
anstaltungen	sind	nicht	Bestandteil	der	regulären	
Programmgestaltung	von	EinsFestival.	

Bei	 EinsFestival	 steht	 vor	 allem	 der	 Wunsch	
nach	 Orientierung	 und	 einem	 eige	nen	 Lebens-
stil	 jüngerer	 Menschen	 im	 Mittelpunkt.	 Deshalb	
muss	 ein	 Angebot	 für	 diese	 Zielgruppe	 alle	 ad-
äquaten	Gestaltungsformen	des	Mediums	nutzen	
und	durch	eine	attraktive	Online-Präsenz	ergän-
zen	und	vertiefen.	Der	Einsatz	jünge	rer	Modera-
torinnen	und	Moderatoren	ist	ein	weiterer	Teil	des	
Programmkonzepts.

b) Programminhalte

(1) Film und Serie

Fiktionale	 Angebote	 sind	 wesentlicher	 Be-
standteil	 des	 Programmprofi	ls	 von	 Eins	Festival.	
Für	die	jüngere	Kulturgeschichte	ist	die	Entwick-
lung	 in	 den	 Bereichen	 Film	 und	 Fernsehen	 zen-
tral.	 Fernsehfi	lmen,	 Spielfi	lmen,	 nationalen	 und	
internati	onalen	 Serien	 sowie	 innovativen,	 unter-
haltenden	 Formaten	 kommt	 in	 der	 Alltags	kultur	
jüngerer	Menschen	eine	besondere	Bedeutung	zu.

(2) Dokumentation und Reportage

Darüber	 hinaus	 haben	 hochwertige	 Do-
kumentationen	 und	 Reportagen	 sowie	 Ma-
gazinformate	 einen	 wichtigen	 Stellenwert.	 In	
allen	 FäIlen	 kommt	 es	 darauf	 an,	 relevante	 und	
teilweise	 schwer	 zu	 vermittelnde	 Themen	 durch	
eine	entspre	chende	und	junge	Erzählweise	auch	
jüngeren	 Menschen	 zu	 erschließen.	 Kein	 Medi-
um	 eignet	 sich	 dafür	 besser	 als	 das	 Fernsehen.	
EinsFestival	gibt	insoweit	Orientierung	durch	die	
Auswahl	der	Themen	und	erleichtert	den	Zugang	
durch	eine	große	Bandbreite	klassischer	und	 in-
novativer	Vermittlungsformen.

(3) Musik und Unterhaltung

Unterhaltung	 bei	 EinsFestival	 ist	 innovativ	
und	 zielgruppenspezifi	sch.	 Sie	 fi	ndet	 ihre	 An-
knüpfungspunkte	 in	 der	 Alltagskultur	 jüngerer	
Menschen	und	grenzt	sich	dadurch	von	Unterhal-
tungsangeboten	 der	 Vollprogramme	 ab,	 die	 den	
Anspruch	 haben,	 ein	 breites	 Mainstream-Publi-
kum	anzusprechen.	

EinsFestival	 nutzt	 auch	 Schätze	 aus	 den	 Ar-
chiven.	 Zum	 Spektrum	 des	 Pro	gramms	 gehören	
auch	 Kabarett-	 und	 Comedysendungen,	 Unter-
haltungsshows	und	Unterhaltungsgalas	aus	allen	
Jahrzehnten,	die	Fernsehgeschichte	geschrie	ben	
haben	 und	 somit	 fest	 zum	 Repertoire	 moderner	
Fernsehkultur	 und	 damit	 auch	 zum	 Kulturver-
ständnis	einer	jüngeren	Zielgruppe	gehören.	Das	
gilt	 auch	 für	 den	 Bereich	 Musik,	 insbesondere	
für	die	verschiedenen	Richtungen	moderner	Pop-	
und	Rock-Musik.

(4) Sport

Viele	 Sportarten	 kommen	 gar	 nicht	 auf	 den	
Bildschirm,	obwohl	Rechte	und	Bilder	vorliegen.	
EinsFestival	 sendet	 auch	 im	 Fernsehen	 ansons-
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ten	weniger	populäre	Sportereignisse,	in	der	Ver-
gangenheit	zum	Beispiel	den	America‘s	Cup.	Bei	
sport	lichen	Großereignissen	dient	EinsFestival	als	
„Überlaufbecken“	für	die	Übertra	gung	des	ERS-
TEN,	 in	der	Vergangenheit	zum	Beispiel	anläss-
lich	der	Fußball	EM	2008	oder	der	Olympischen	
Spiele	in	Turin	und	in	Peking.

(5) Wissen

EinsFestival	bietet	Orientierung	in	der	moder-
nen	Wissensgesellschaft.	Der	Kanal	greift	wichti-
ge	 Themen	 aus	 der	 Lebenswirklichkeit	 junger	
Menschen	auf,	 ordnet	ein	und	bietet	damit	 eine	
wertvolle	 Grundlage	 für	 eine	 kritische	 und	 freie	
Mei	nungsbildung.	 Dieser	 Teil	 des	 öffentlich-
rechtlichen	 Programmauftrags	 wird	 ge	rade	 von	
jüngeren	 Menschen	 besonders	 genutzt	 und	 ein-
gefordert.

c) Organisation und Entscheidungsstrukturen

EinsFestival	wird	vom	Westdeutschen	Rund-
funk	Köln	federführend	für	die	ARD	betrieben.

2. EinsPlus

a) Grundkonzeption

EinsPlus	 ist	 ein	 Fernsehprogramm	 mit	 Ser-
vice-Charakter,	das	grundsätzliches	Wissen	über	
wissenschaftliche,	gesellschaftliche	und	ökonomi-
sche	Zusammen	hänge	vermittelt.	

In	jüngerer	Zeit	wurde	es	zu	einem	öffentlich-
rechtlichen	Ser	vice-,	Ratgeber-	und	Wissensange-
bot	 weiterentwickelt,	 das	 schnell	 Akzeptanz	 bei	
den	 Fernsehzuschauern	 gefunden	 hat.	 EinsPIus	
positioniert	 sich	 als	 modernes,	 generationsüber-
greifendes	 Familienprogramm,	 das	 während	 des	
ganzen	 Jahres	 „Public	 Value“	 und	 praktischen	
Mehrwert	bietet.	

Ziel	von	EinsPlus	ist,	im	Sinne	des	öffentlich-
rechtlichen	Auftrages,	Orientierung	und	Lebens-
hilfe	zu	geben,	Wis	sen	zu	vermitteln,	das	den	All-
tag	meistern	hilft	und	die	Zuschauer	zu	mündigen	
Bürgern	und	Verbrauchern	macht.	

In	 einer	 unübersichtlicher	 werdenden	 Pro-
grammwelt	stellt	EinsPlus	damit	für	den	Zuschauer	
einen	wichtigen	und	verlässli	chen	Qualitätsanker	
dar.	EinsPIus	bündelt	die	gesamte	Kompetenz	der	
ARD	 auf	 dem	 Programmfeld	 Service-,	 Ratgeber-	
und	Wissensformate	und	entwickelt	origi	näre	For-
mate	als	zusätzlichen	programmlichen	Mehrwert.

b) Programminhalte

(1) Service und Ratgeber

Information	 und	 Orientierung,	 unabhängig	
von	kommerziellen	Interessen,	sind	von	zentraler	
Bedeutung	für	Zusammenhalt	und	demokratische	
Entwicklung	un	serer	Gesellschaft.	

EinsPlus	dient	den	Zuschauern	als	unabhän-
gige	Plattform	zum	Austausch	über	das	ihr	Leben	
mitbestimmende	 Geschehen	 auf	 Märkten,	 steht	
für	 eine	 kritische	 und	 freie	 Meinungsbildung	
auch	in	der	Welt	der	Waren	und	Dienstleistungen.

Als	Begleiter	des	Zuschauers	durch	den	Alltag	
greift	EinsPlus	Themen	aus	der	Lebenswirklichkeit	
der	 Menschen	 auf:	 Gesundheit,	 Reise,	 Tech	nik,	
Ernährung/Kochen,	 Natur,	 Leben,	 Wissen	 –	 und	
verbindet	 grundsätzliches	 Wissen	 mit	 konkreten	
Problemlösungsstrategien.	Das	Angebot	hebt	sich	
deutlich	von	dem	der	kommerziellen	Konkurrenz	
ab.	Sendungen	wie	„Servicezeit:	Fami	lie“	(WDR),	
„ARDRatgeber:	 Technik“	 (NDR),	 „Hauptsache	
gesund“	(MDR),	„Schätze	der	Welt“	(SWR),	„Plus-
minus“	 (BR,	 HR,	 MDR,	 NDR,	 SR,	 SWR,	 WDR),	
„frauTV“	(WDR)	und	„Service:	Familie“	(HR)	sind	
Beispiele	für	unabhängigen,	pro	fessionellen	Jour-
nalismus	mit	praktischem	Mehrwert.

(2) Wissen

Als	 Service-,	 Ratgeber-	 und	 Wissenskanal	
leistet	EinsPlus	einen	Beitrag	zur	Ent	wicklung	ei-
ner	 modernen	 Wissensgesellschaft.	 Mit	 Sendun-
gen	 wie	 „Odysso“	 (SWR),	 „Faszination	 Wissen“	
(BR),	„Planet	Wissen“	 (SWR,	WDR,	BR),	„W	wie	
Wissen“	(BR,	HR,	NDR,	SWR,	WDR)	und	„Ozon“	
(RBB)	 erweitert	 EinsPlus	 Wis	senshorizonte,	 trägt	
zum	Verständnis	der	modernen	Welt	bei	und	un-
terstützt	die	Menschen	auf	ihrem	Weg	in	die	mo-
derne	 Wissensgesellschaft.	 EinsPlus-Sen	dungen	
vermitteln	zudem	Kenntnisse	der	neuen	digitalen	
Kommunikationstech	nologien,	 hinterfragen	 kri-
tisch	auch	deren	Risiken	–	wie	den	leichtfertigen	
Exhibi	tionismus	 Jugendlicher	 im	 Internet	 –	 und	
tragen	zur	Medienkompetenz	der	Zu	schauer	bei.	
EinsPIus	 stellt	 auf	 diese	 Weise	 ein	 Wissenspor-
tal	 für	 die	 ganze	 Fa	milie	 dar.	 Gezielt	 kooperiert	
EinsPlus	mit	Institutionen	aus	dem	Bildungs-	und	
Wissenschaftssektor.

c) Programmstruktur

(1) Grundstruktur

Die	Grundstruktur	des	Programms	setzt	 sich	
aus	 unterschiedlichen	 thematischen	 Bausteinen	
zusammen:	Gesundheit,	Natur,	Reise,	Ernährung/
Kochen,	 Leben,	 Wissen	 und	 Technik.	 In	 diesen	
Themenfeldern	bietet	EinsPlus	jeweils	eine	Aus-
wahl	hochwertiger	Produktionen	des	Ersten	und	
der	 Dritten	 Programme	 der	 ARD.	 Um	 auf	 die	
speziellen	 Publikumserwartungen	 und	 Sehge-
wohnheiten	 am	 Wo	chenende	 einzugehen,	 prä-
sentiert	EinsPlus	sonntags	lineares	Programm	mit	
3–4-stündigen	thematischen	Schwerpunkten	und	
Reihen	 wie	 z.	B.:	 „DeutschlandTour“,	 „Europa-
Tour“	oder	„Geschichte	der	Olympischen	Spiele“,	
„Faszination	 Berge“,	 „Museen	 der	 Welt“,	 „In-
seln“,	„Straßen	der	Welt“	oder	„Die	Donau“.	

Thementage	 und	 Themenwochen	 profi	lie-
ren	 das	 Angebot	 zusätzlich	 und	 schaffen	 mehr	
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Aufmerksamkeit	 für	 das	 Programm.	 Die	 Eins-
Plus-Schwerpunkte	 zu	 The	men,	 zum	 Teil	 von	
hoher	gesellschaftlicher	Relevanz	sind	vielfältig,	
lebensnah	 und	 prägnant	 gestaltet:	 Reportagen,	
vertiefende	 Diskussionen,	 Doku-Serien,	 Do-
kumentarspiele,	 unterhaltende	 Sendungen	 mit	
eindeutigem	 Wissensbezug	 und	 hochwertige	
fi	ktionale	 Produktionen,	 die	 politisches	 und	 ge-
schichtliches	Wissen	transportieren,	gehören	zum	
Formatspektrum.

(2) Originäre EinsPlus-Produktionen

EinsPlus	 verfolgt	 eine	 klare	 Mehrwertstrate-
gie	im	digitalen	Markt	und	stellt	dabei	den	unmit-
telbaren	Nutzen	für	den	Fernsehzuschauer	in	den	
Mittelpunkt.	Origi	näre,	profi	lbildende	Programm-
Marken	 („Leuchttürme“)	 sind	 in	diesem	Zusam-
menhang	zum	Beispiel:	

–	 ein	 Servicemagazin	 mit	 wertvollen	
Hintergrundinformati	onen,	 kreativen	 Anre-
gungen	und	praktischen	Tipps	für	Zuschauer	
aller	Alters	schichten,	

–	 ein	 Programmformat	 für	 Werte-,	 Glaubens-	
und	Lebensberatungsthe	men,	

–	 ein	 Wissensformat,	 das	 Wissensthemen	 aus	
verschiedenen,	 teils	 unge	wöhnlichen	 Blick-
winkeln	beleuchtet	und	Wissenschaft	unkom-
pliziert	und	span	nend	vermittelt.	

Dazu	kommen	eigene	Produktionen	zu	The-
men	wie	Erziehung,	Tiere	und	Natur,	Umwelt	und	
Energie,	 Kochen.	 So	 ist	 EinsPlus	 in	 seiner	 Pro-
grammierung	aktuell	und	exklusiv.

d) Organisation

Die	 Federführung	 für	 das	 ARD-Gemein-
schaftsprogramm	 EinsPlus	 liegt	 beim	 Südwest-
rundfunk,	der	dafür	in	Baden-Baden	eine	Redak-
tion	unterhält.

3. EinsExtra

a) Grundkonzeption

„EinsExtra“	 ist	 der	 digitale	 Informationska-
nal	 der	 ARD.	 Ziel	 ist	 es,	 „EinsExtra“	 un	ter	 dem	
organisatorischen	Dach	von	ARD-aktuell	und	un-
ter	 der	 Qualitäts-Marke	 „Tagesschau“	 zu	 einem	
umfassenden	 Informationsprogramm	 mit	 einem	
verlässli	chen	 Nachrichtenservice	 für	 alle	 Nut-
zungsformen	 und	 Verbreitungswege	 weiter	 zu	
entwickeln.	Kein	anderer	Programmanbieter	ver-
fügt	über	ein	vergleichbares	Netz	von	Reportern	
und	Korrespondenten	wie	die	ARD.	Ihre	aktuellen	
Berichte	werden	unter	Nutzung	von	Synergien	in	
einer	 integrierten	 Nachrichtenredaktion	 multi-
medial	und	plattformgerecht	aufbereitet	und	ver-
fügbar	gemacht.	Die	ARD	nimmt	damit	im	öffent-
lich-rechtlichen	 Kernbereich	 „Information“	 ihre	
Aufgabe	und	Verantwortung	wahr,	 jederzeit	 frei	

verfügbare,	 zeitgemäße,	 dem	 hohen	 Anspruch	
von	 ARD-aktuell	 entsprechende	 Nachrichtenan-
gebote	für	alle	bereitzustellen.

b) Tragende Programmelemente

Kernangebot	 des	 Kanals	 „EinsExtra“	 ist	 das	
Nachrichtenangebot	 „EinsExtra	 Ak	tuell“,	 das	
seine	Nachrichten	zur	Zeit	im	Viertelstundentakt	
anbietet,	 weil	 nach	 Erkenntnissen	 der	 Medien-
forschung	 informationsinteressierte	 Zuschauer	
ent	sprechende	 Programme	 nur	 kurz,	 dafür	 aber	
häufi	ger	am	Tag	einschalten.	

Mit	Hilfe	digitaler	Technik	bereitet	ARD-ak-
tuell	 Reporter-Beiträge	 aus	 „Tages	schau“,	 „Ta-
gesthemen“	 und	 „Nachtmagazin“	 auf.	 Eigen-
produzierte	 Berichte	 und	 Interviews	 ergänzen	
die	 Berichterstattung	 über	 das	 Tagesgeschehen.	
Zudem	werden	 für	„Eins	Extra	aktuell“	auch	die	
Medien	 vernetzt	 und	 die	 Ressourcen	 des	 Hör-
funks	 genutzt.	 Beiträge	 der	 Nachrichtenwellen	
wie	NDRInfo,	mdrInfo	oder	B5aktuell	werden	be-
bildert	und	dann	gesendet.	

Jede	 Viertelstunde	 in	 „EinsExtra	 Aktuell“	
beginnt	 zurzeit	 mit	 einem	 Nachrichten	überblick	
in	100	Sekunden	–	und	wird	abgerundet	von	den	
Ressorts.	Sie	bieten	Hintergründe	und	vertiefende	
Informationen	 zu	 Themenbereichen	 wie	 Kultur,	
Wirtschaft,	Sport	oder	Europa.	Dabei	greift	Eins-
Extra	auf	bereits	gesendete	Be	richte	aus	Sendun-
gen	der	Landesrundfunkanstalten	zurück.	

Die	 Digitalisierung	 der	 Programme	 ermög-
licht	aber	auch	Angebote,	die	über	das	herkömm-
liche	Programmangebot	hinausgehen,	also	einen	
Mehrwert	 für	 den	 Zu	schauer	 bilden.	 EinsExt-
ra	 bietet	 deshalb	 –	 in	 Zusammenarbeit	 mit	 der	
Internetre	daktion	der	Tagesschau	–	ständig	aktu-
alisierte	Informationen	auch	außerhalb	des	spezi-
ellen	Nachrichtenformats	an.	Sie	werden	in	einer	
sogenannten	 „Infoleiste“	 zusätzlich	 zum	 Pro-
gramm	 eingeblendet	 und	 ebenfalls	 ständig	 von	
tagesschau.de	aktualisiert.

c) Einzelne Sendungen/Formate

In	 der	 Primetime	 und	 am	 Wochenende	 wird	
dieses	 Informationsangebot	 zurzeit	 durch	 die	
Übernahme	 aller	 Tagesschauausgaben,	 von	 Ta-
gesthemen,	 Nachtma	gazin	 und	 Wochenspiegel	
ergänzt.	Am	Morgen	wird	das	ARD	Morgenmaga-
zin	gesendet.	Durch	die	Übernahme	von	Brenn-
punkten	und	aktuellen	politischen	Sondersendun-
gen	im	„Ersten“	oder	in	den	Dritten	Programmen,	
in	der	Regel	live,	wird	das	Informationsprofi	l	von	
EinsExtra	weiter	geschärft.

Über	 die	 aktuelle	 Berichterstattung	 in	 den	
Nachrichten	hinaus	nutzt	EinsExtra	die	 für	„Das	
Erste“	 und	 die	 Dritten	 Programme	 produzier-
ten	 Politik-	 und	 Wirtschafts-Magazine	 sowie	
Gesprächssendungen,	 um	 aktuelle	 politische	
Hintergrund-Infor	mationen	aufzuarbeiten.
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Das	 „EinsExtra-Thema“	 am	 Samstag	 und	
Sonntag	in	der	Zeit	von	18	bis	20	Uhr	wendet	sich	
zur	 Zeit	 an	 Zuschauer,	 die	 an	 weiterführenden	
und	 einordnenden	 Informationen	 zu	 aktuellen	
Ereignissen,	 Jahrestagen	 etc.	 interessiert	 sind.	
Hierzu	werden	die	hochwertigen	für	„Das	Erste“	
oder	die	Dritten	Programme	produzier	ten	Repor-
tagen	 genutzt	 und	 durch	 Gesprächsendungen	
ergänzt.	Auch	die	Feier	tagsprogramme	beschäf-
tigen	 sich	 inhaltlich-thematisch	 mit	 politischen	
Ereignis	sen.	

Die	 regionale	 Berichterstattung	 bildet	 eine	
wichtige	 Säule	 im	 EinsExtra-Pro	gramm.	 Regio-
nalmagazine	 der	 Landesrundfunkanstalten	 wer-
den	 am	 Wochen	ende	 und	 auf	 der	 Nachtschiene	
gesendet.	

Formate	wie	„EinsExtra	 Info“	oder	„EinsEx-
tra	 unkommentiert“	 dienen	 der	 Aktualisierung	
des	Programms	und	erlau	ben	gleichzeitig	Lücken	
zu	 schließen,	 die	 sich	 aus	 der	 Struktur	 des	 Pro-
gramms	ergeben.	

Die	 Ausstrahlung	 der	 „Tagesschau	 vor	 20	
Jahren“	bietet	dem	Zuschau	er	darüber	hinaus	ei-
nen	historischen	Nachrichtenrückblick.	

So	 ergänzt	 und	 um	schließt	 das	 Rahmenpro-
gramm	 den	 Nachrichtenkern	 von	 EinsExtra	 und	
macht	das	Programm	zu	einem	vollwertigen	poli-
tischen	Informationsangebot.

d) Organisation

EinsExtra	 wird	 vom	 Norddeutschen	 Rund-

funk	federführend	für	die	ARD	betrieben	und	von	
der	Hauptabteilung	ARD-Aktuell	redaktionell	be-
treut.

IV. Produktion

Die	 Digitalkanäle	 sind	 insgesamt	 auch	 ein	
wichtiges	Versuchsfeld	 für	 technische	 Innovatio-
nen	innerhalb	der	ARD.	Beispielsweise	gibt	es	be-
reits	heute	auf	Eins-Festival	HDTV-Testausstrah-
lungen	im	Rahmen	von	Showcases.	Entsprechend	
werden	 verstärkt	 Rechte	 an	 HD-Produktionen	
erworben	 und	 Archiv-Schätze	 in	 HD-Qualität	
aufbereitet.	 Die	 Digitalkanäle	 nutzen	 Synergien	
durch	effi	ziente	tri	mediale	Zusammenarbeit.	Ge-
rade	in	der	digitalen	Medienwelt	lässt	sich	Mehr-
wert	durch	 intelligente	Vernetzung	von	 Inhalten	
sowie	Fernseh-	und	Netzstandards	schaffen.	Ent-
sprechende	 Produktionsmodelle	 führen	 zu	 einer	
erhöhten	 Wirt	schaftlichkeit	 der	 Arbeitsprozesse.	
Durch	 die	 Prüfung	 und	 Implementierung	 von	
Low-Cost-Produktionssystemen	 verstehen	 sich	
die	Digitalkanäle	als	wichtiger	Innovationsfaktor	
innerhalb	der	ARD.

V. Verbreitung

Die	 Digitalkanäle	 „EinsExtra“,	 „EinsPlus“	
und	„EinsFestival“	sind	über	Satellit	(DVB-S),	Ka-
bel	 (DVB-C),	 in	 einigen	 Regionen	 Deutschlands	
auch	 terrestrisch	 (DVB-T),	 über	 IP-TV	 sowie	 als	
Web-TV	 (z.	B.	 Zattoo.com)	 empfangbar.	 Die	
Sende	vorbereitung	und	-abwicklung	erfolgen	für	
die	drei	Programme	ebenso	wie	die	Bereitstellung	
von	 programmbegleitenden	 Diensten	 durch	 das	
ARD	Play-Out-Center	in	Potsdam.
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Anlage
(zu	§	11b	Abs.	3	Nr.	2	des	Rundfunkstaatsvertrages)

Konzepte für die Zusatzangebote des ZDF 

I. Vorbemerkung

Das	 ZDF	 ist	 gemäß	 §	 11d	 Abs.	 3	 Ziffer	 2	
12.	 Rundfunkänderungsstaatsvertrag	 beauftragt,	
drei	 Digitalprogramme	 als	 Zusatzangebote	 zu	
veranstalten.	 Dazu	 legt	 das	 ZDF	 die	 folgenden	
Programmkonzepte	 vor.	 Die	 Bezeichnung	 der	
Programme	 im	 Staatsvertrag	 schließt	 ihre	 Prä-
sentation	unter	einem	noch	zu	fi	ndenden	Namen	
nicht	aus.	Das	ZDF	legt	sich	daher	auf	die	nach-
stehend	 beschriebene	 programmliche	 Ausrich-
tung	der	Zusatzangebote	fest,	unbeschadet	deren	
konkreter	Benennung.

II. ZDFinfokanal 

1. Ausgangslage / Zielsetzung

Die	digitale	Welt	ist	geprägt	durch	die	techno-
logische	Konvergenz	von	Fernsehen	und	Internet,	
die	 Verschmelzung	 von	 linearen	 und	 nicht-line-
aren	 Diensten,	 die	 Ergänzung	 von	 Echtzeitfern-
sehen	 durch	 zeitsouveränes	 Abruffernsehen.	 An	
die	Stelle	einzelner	TV-Programme	treten	digitale	
Angebotsbouquets,	die	aus	mehreren	mit	einander	
vernetzten	TV-Programmen,	Abruffernsehen	und	
Onlinediensten	 be	stehen.	 Diese	 werden	 über	
viele	 Verbreitungswege	 und	 Plattformen	 auf	
unter	schied	liche	 Endgeräte	 distribuiert	 und	 er-
möglichen	somit	eine	weitgehend	orts-	und	zeit-
souveräne	Nutzung.	

Mit	 den	 neuen	 Möglichkeiten	 der	 digitalen	
Welt	verändern	sich	gerade	auch	im	Bereich	der	
Informationsbeschaffung	 Verhalten	 und	 Ansprü-
che	der	Nutzer.	Für	immer	mehr	Menschen	wird	
es	 zur	 Selbstverständlichkeit,	 sich	 zu	 jeder	 Zeit	
und	 an	 jedem	 Ort	 souverän	 mit	 den	 neuesten	
Nachrichten	 und	 wichtigsten	 Informationen	 ver-
sorgen	zu	können.

Diesen	 gewandelten	 Ansprüchen	 nach	 orts-	
und	 zeitsouveräner	 Nutzung	 muss	 die	 Weiter-
entwicklung	 der	 linearen	 und	 nicht-linearen	 In-
formationsangebote	 des	 ZDF	 Rechnung	 tragen,	
wenn	das	ZDF	auch	künftig	 seinem	Auftrag	ge-
recht	werden	will,	die	Bürger	zu	informieren	und	
damit	zur	politischen	Meinungs-	und	Willensbil-
dung	beizutragen.

Das	 ZDF-Hauptprogramm	 alleine	 kann	 die-
sen	 Anspruch	 nicht	 mehr	 erfüllen.	 Das	 Informa-
tionsbedürfnis	 der	 Menschen	 ist	 nicht	 mehr	 auf	
vorgegebene	 Tageszeiten	 festgelegt.	 Die	 Tages-
abläufe	 sind	 individualisiert,	 Sendezeiten	 von	
Nachrichten	sendungen	 oder	 Magazinen	 sind	
keine	Fixpunkte	mehr	in	der	Zeitplanung	unserer	
Zuschauer.

Aus	 diesem	 Grund	 ist	 es	 mehr	 denn	 je	 not-
wendig,	das	Hauptprogramm	des	ZDF	um	einen	
Kanal	 zu	 ergänzen,	 der	 unter	 der	 Dachmarke	
des	ZDF	das	neue	Informa	tions	bedürfnis	der	Zu-
schauer	befriedigen	kann.

2. Gegenstand des Angebots

Der	 ZDFinfokanal	 ist	 ein	 digitaler	 Sparten-
Kanal,	der	unter	der	Dachmarke	des	ZDF	Ange-
bote	aus	den	Bereichen	aktuelle	Information,	Hin-
tergrund	 und	 Service	 bündelt	 und	 gezielt	 durch	
eigene	Angebote	ergänzt	und	vertieft.

Seit	1997	gehört	dieser	digital	verbreitete	Ka-
nal	 zum	 Angebot	 des	 ZDF.	 Sein	 Pro	gramm	 war	
zunächst	geprägt	durch	unmoderierte	vierstündi-
ge	 Wieder	holungs	schlei	fen,	 deren	 Programmin-
halte	 zum	 größten	 Teil	 aus	 Einzel	beiträgen	 des	
Haupt	programms	und	von	3sat	bestanden.

Vor	 dem	 Hintergrund	 steigender	 techni-
scher	 Reichweiten	 und	 veränderter	 Zu	schauer-
bedürfnisse	hat	das	ZDF	bereits	im	Sommer	2007	
mit	Zustimmung	des	Fern	sehrates	das	Programm-
konzept	weiterentwickelt.	Neben	der	zeitversetz-
ten	 Wieder	holung	 von	 Sendungen	 wurde	 das	
Angebot	an	aktuellen	Kurznachrichten	er	weitert.	
Dieser	Weg	soll	 in	den	kommenden	Jahren	 fort-
gesetzt	werden.

3. Beitrag zur Aufgabenerfüllung

Es	zählt	zu	den	Kernaufgaben	des	öffentlich-
rechtlichen	Rundfunks,	aktuell	und	hintergründig	
zu	informieren	sowie	Orientierung	zu	geben.	Mit	
den	neuen	Möglichkeiten	der	digitalen	Welt	ver-
ändern	sich	jedoch	die	klassischen	Wege	der	In-
formationsbeschaffung	 grundlegend:	 Für	 immer	
mehr	 Menschen	 wird	 es	 zur	 Selbstverständlich-
keit,	sich	zu	jeder	Zeit	und	an	jedem	Ort	souverän	
mit	den	neuesten	Nachrichten	und	wichtigsten	In-
formationen	versorgen	zu	können.	Diesen	gewan-
delten	Ansprüchen	nach	orts-	und	zeitsouveräner	
Nutzung	 muss	 sich	 das	 Fernsehen	 in	 seiner	 In-
formationsvermittlung	 stellen	 –	 in	 Formatierung,	
Sprache	 und	 in	 den	 Verbreitungswegen	 seiner	
Angebote.	

Der	ZDFinfokanal	leistet	dazu	in	Verbindung	
mit	 dem	 Online-Angebot	 und	 dem	 ZDF-Haupt-
programm	 einen	 adäquaten	 Beitrag.	 Durch	 das	
spezifi	sche	 Angebot	 von	 gebündelter	 Informati-
on	im	Infokanal	kann	das	ZDF	dem	veränderten	
Nutzungs	verhalten	in	seinem	linearen	Programm-
angebot	 gerecht	 werden	 und	 die	 vom	 Gesetz-
geber	 verlangte	 Grundversorgung	 der	 Gesell-
schaft	mit	Informationen	sicherstellen.

4. Programmkonzept

Sachverhalte	zu	erklären,	Hintergründe	aus-
zuleuchten	 und	 Orientierung	 zu	 geben,	 gehört	
zu	den	Stärken	des	ZDF-Informationsprogramms.	
Auf	diesen	Stärken	ist	das	Profi	l	des	ZDFinfoka-
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nals	aufgebaut.	Dabei	wird	der	ZDFinfokanal	mit	
begrenztem	 Aufwand	 unter	 Nutzung	 des	 Pro-
grammstocks	 des	 ZDF	 als	 Ergänzungsangebot	
be	trieben	und	weiter	entwickelt.	

Folgende	 Elemente	 kennzeichnen	 das	 Schema	
des	ZDFinfokanals:	

–	 Regelmäßige	 Nachrichten	 auch	 an	 Wochen-
enden	und	Feiertagen

–	 Mehrfache	 Wiederholungen	 von	 wochenak-
tuellen	Magazinen	

–	 Kompaktversionen	eines	Teils	der	wochenak-
tuellen	Magazine	als	regelmäßige	Wiederho-
lungen

–	 Unmoderierte	 Kurzmagazine,	 die	 Material	
des	Programmstocks	thematisch	als	kompak-
te	 Service-	 und	 Informationsangebote	 neu	
bündeln.	 Hierin	 werden	 die	 bis	herigen	 An-
gebote	 des	 ZDFinfokanals	 in	 aktueller	 Form	
fortgeführt	

–	 Kurzreportagen	 und	 -dokumentationen,	 die	
politische,	 wirtschaftliche,	 wissen	schaftliche	
und	gesellschaftliche	Themen	aufgreifen	und	
vertiefen

–	 Flächen	für	Programminnovationen	und	neue	
Produktionsformen,	 wie	 etwa	 für	 die	 Arbeit	
der	Videojournalisten	im	ZDF.

Der	ZDFinfokanal	bündelt	in	der	derzeitigen	
Ausbaustufe	 alle	 informationsorientierten	 Inhal-
te	 des	 Hauptprogramms	 und	 der	 Partnerkanäle	
–	 Magazine,	 Reportagen,	 Dokumentationen	 und	
Gesprächssendungen	–,	 stellt	 sie	neu	zusammen	
und	bietet	sie	als	thematische	Schwerpunkte	an.	

Das	Gerüst	des	Programmschemas	bilden	die	
Nachrichtensendungen,	 die	 auch	 an	 Wochenen-
den	und	Feiertagen	ausgestrahlt	werden:	Aus	dem	
Hauptprogramm	wer	den	die	„heute“-Sendungen	
um	 15.00	 und	 19.00	 Uhr	 parallel	 übernommen,	
das	 „heute-journal“	 wird	 zeitversetzt	 um	 23.00	
Uhr	 wiederholt.	 Darüber	 hinaus	 werden	 in	 den	
„100	 Sekunden“	 Kurznachrichten	 stündlich	 von	
8.00	bis	20.00	Uhr	aktualisiert.	Bei	unvorherseh-
baren	Ereignissen	von	besonderem	Nachrichten-
wert	können	die	„100	Sekunden“	auch	kurzfris-
tig,	 abweichend	 vom	 stündlichen	 Rhythmus,	 ins	
Pro	gramm	eingesetzt	werden.	

Die	Kurznachrichten	des	ZDFinfokanals	stär-
ken	 die	 Nachrichtenkompetenz	 des	 ZDF	 insge-
samt:	 Sie	 schließen	 die	 Nachrichtenlücke,	 die	
an	 Wochenenden	 und	 Feiertagen	 sowie	 in	 den	
ARD-Sendewochen	am	Vormittag	im	ZDF-Haupt-
programm	 besteht.	 Mit	 der	 redaktionellen	 und	
produktionellen	 Infrastruktur	 des	 Infokanals	 ist	
es	möglich,	auch	zu	diesen	Zeiten	bei	besonderen	
Vorkommnissen	schnell	zu	agieren	und	bei	Bedarf	
ins	Hauptprogramm	aufschalten	zu	können.	

Die	 kurzen	 und	 fortlaufend	 aktualisierten	
Nachrichtenformate	 entsprechen	 in	 be	son	derer	
Weise	 auch	 dem	 Bedürfnis	 von	 Online-Nutzern	
nach	Orts-	und	Zeit	souverä	nität.	Die	„100	Sekun-
den“	stehen	deshalb	auch	in	den	Online-Diensten	
des	ZDF	zum	Abruf	bereit.	Sie	sind	darüber	hin-
aus	für	mobile	Nutzungen	auf	Mobil	telefonen	und	
iPods	verfügbar.	Damit	wird	der	Informationsauf-
tritt	des	ZDF	im	Inter	net	bedarfs	gerecht	gestärkt	
und	 eine	 seiner	 Kernkompetenzen	 in	 die	 multi-
mediale	Welt	ver	längert.	

Neben	 den	 Nachrichtenleisten	 stellen	 Wie-
derholungen	von	Magazinen	des	ZDF-Hauptpro-
gramms	(sowie	von	3sat)	ein	besonderes	Service-
angebot	an	die	Zuschauer	des	ZDFinfokanals	dar.	
Wer	eine	wichtige	Informationssendung	im	ZDF-
Programm	ver	passt	hat,	weil	er	zur	Zeit	der	Erst-
ausstrahlung	 nicht	 sehbereit	 war,	 der	 kann	 dies	
eine	 Woche	 lang	 zu	 wechselnden	 Terminen	 im	
ZDFinfokanal	nachholen.	

Neben	der	Wiederholung	kompletter	Magazine	
gibt	es	kürzere	Versionen	der	 jeweiligen	Sendun-
gen.	 Diese	 Zusammenfassungen	 beinhalten	 die	
wichtigsten,	 für	 diese	 Form	 geeigneten	 Beiträge	
des	jeweiligen	Magazins.	Zusammen	mit	un	mode-
rierten	Kurzmagazinen,	die	vor	allem	Schwerpunk-
te	mit	Service-Charakter	haben,	bilden	sie	die	kurz	
getakteten	Leisten	des	Schemas.	In	der	15-minüti-
gen	Rubrik	„Das	Thema“	werden	zudem	relevante	
Themen	 des	 Tages	 aktuell	 und	 hintergründig	 be-
leuchtet.	Hierfür	werden	bereits	vorhandene	Berich-
te	 aus	 den	 Nachrichten-	 und	 Maga	zinsendungen	
des	ZDF	neu	zusammengestellt.	

Kurzreportagen	 und	 -dokumentationen,	 die	
politische,	 wirtschaftliche,	 wissen	schaftliche	 und	
gesellschaftliche	 Themen	 aufgreifen,	 ergänzen	
die	 kompakte	 Pro	gramm	leiste.	 Sie	 können	 auch	
zur	 Stützung	 von	 Programmschwerpunkten	 des	
Haupt	programms	oder	zur	Akzentuierung	des	ei-
genen	Angebots	genutzt	werden.	Das	Programm	
für	 Wochenenden	 und	 Feiertage	 im	 ZDFinfoka-
nal	setzt	–	vor	dem	Hinter	grund	der	spezifi	schen	
Sehgewohnheiten	an	diesen	Tagen	–	stärker	auf	
Reper	toire-Angebote	 wie	 Reportagen,	 Features	
und	 Dokumentationen.	 Gleichwohl	 fi	nden	 auch	
hier	kurz	getaktete	Angebote	und	aktuelle	Infor-
mationen	ihren	Platz.

Im	 Gegensatz	 zu	 PHÖNIX	 wird	 die	 Ereig-
nisberichterstattung	keine	zentrale	Rolle	 im	Pro-
gramm	des	ZDFinfokanals	spielen.	Lediglich	fall-
weise	und	zeitlich	begrenzt	wird	der	ZDFinfokanal	
auch	 live	 über	 wichtige	 Ereignisse	 aus	 Politik,	
Gesellschaft,	 Sport	 und	 Wissenschaft	 berichten.	
Der	ZDFinfokanal	ist	zudem	kein	special-interest-
Ange	bot	für	Börsen-	und	Wirtschaftsberichterstat-
tung.	Eine	Entwicklung	in	diese	Richtung	ist	auch	
in	Zukunft	nicht	vorgesehen.

Der	ZDFinfokanal	bietet	 für	das	ZDF	zudem	
eine	 Plattform,	 um	 neue	 Angebotsformen	 und	
journalistische	 Formate	 testen	 zu	 können.	 Pers-
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pektivisch	 ist	 vorgesehen,	 spezifi	sche	 Informati-
onsformate	 zu	 entwickeln,	 die	 insbesondere	 auf	
jüngere	 Zuschauergruppen	 zugeschnitten	 sind.	
Erste	Schritte	wurden	mit	der	Pilotsendung	„Wirt-
schaftswunder“	 unternommen:	 Das	 15-minütige	
moderierte	 Servicemagazin,	 das	 Ende	 Juni	 2008	
erstmals	ausgestrahlt	wurde,	wendet	sich	an	jun-
ge	 Konsumenten	 und	 informiert	 über	 Themen	
rund	 ums	 Geld.	 Auch	 die	 Rubrik	 „Mojo“	 bietet	
Raum	für	 formale	 Innovationen:	 In	15-minütigen	
Reportagen	 greifen	 Videojournalisten	 lebensna-
he	Themen	des	Alltags	auf	und	entwickeln	neue	
Handschriften.	

Besonderes	Augenmerk	wird	auf	die	Entwick-
lung	 plattformübergreifender	 Formate	 gerichtet,	
die	 innovativ	 die	 Möglichkeiten	 des	 Fernsehens	
mit	 denen	 des	 Online-Angebots	 verbinden	 und	
durch	Interaktivität	das	Publikum	einbinden.	Da-
mit	 ist	die	Erwartung	verbunden,	Altersgruppen,	
die	die	klassische	TV-Plattform	nicht	mehr	nutzen,	
leichteren	Zugang	zu	ZDF-Angeboten	zu	bieten.

Das	ZDF	hat	sich	verpfl	ichtet,	die	vielfältigen	
Veränderungen	 des	 Fernsehens,	 die	 sich	 durch	
die	 Digitalisierung	 ergeben,	 aktiv	 zu	 gestalten.	
Auf	dem	Weg	dorthin	kann	und	wird	der	ZDFinfo-
kanal	durch	seine	synergetischen	Arbeitsabläufe	
und	plattform	übergreifenden	Ansätze	eine	wich-
tige	Rolle	spielen.

5. Verbreitung

Der	 ZDFinfokanal	 wird	 digital	 verbreitet	
und	 ist	 über	 Kabel,	 Satellit	 und	 Antenne	 (DVB-
T)	empfangbar.	Die	Nutzung	und	Begleitung	von	
Sendungen	 im	 Internet	angebot	 des	 ZDF	 erfolgt	
im	Rahmen	der	medienrechtlichen	Vorgaben.

III. ZDFkulturkanal

1. Ausgangslage / Zielsetzung

Entsprechend	 der	 Ermächtigung	 durch	 die	
Ministerpräsidenten	der	Länder	und	der	Geneh-
migung	durch	den	Fernsehrat	strahlt	das	ZDF	seit	
dem	9.	Dezember	1999	den	digitalen	Theaterka-
nal	via	Kabel	und	Satellit	aus.	

Im	 Zuge	 der	 Anpassung	 an	 die	 Herausfor-
derungen	des	digitalen	Markts	soll	das	bisherige	
Schleifenprogramm	 mit	 Mehrfachwiederholun-
gen	Zug	um	Zug	durch	ein	 strukturiertes	Ganz-
tagesprogramm	 ersetzt,	 und	 damit	 der	 ZDFthe-
aterkanal	 zu	 einem	 Kulturkanal	 fortentwickelt	
werden.	

2. Gegenstand des Angebots

Der	digitale	ZDFkulturkanal	wird	ein	Genre-
Spartenkanal	 sein,	der	 sich	 in	be	sonderer	Weise	
der	 Darstellung	 der	 kulturellen	 Vielfalt	 widmet.	
Er	 bündelt	 unter	 der	 Dachmarke	 des	 ZDF	 das	
breite	Spektrum	der	produk	tionellen	Anstrengun-

gen	 des	 Gesamtunternehmens	 ZDF	 und	 seiner	
Partner	programme	 im	 kulturellen	 Bereich	 und	
verstärkt	 diese	 durch	 gezielte	 Eigenangebote.	
Das	 Feld	 „Performing	 Arts“,	 also	 insbesonde-
re	 die	 Übertragung	 und	 Berichterstattung	 über	
Theater-	 und	 Opern	aufführungen,	 Konzerte	 und	
Kleinkunst,	 soll	 als	 zentrales	 Merk	mal	 erhalten	
bleiben.

Ziel	 ist	 es,	 dem	 gestiegenen	 Bedürfnis	 nach	
kultureller	Orientierung	in	einer	vielfältig	aufge-
stellten	Gesellschaft	Rechnung	zu	tragen	und	da-
mit	einen	Beitrag	zur	Integration	zu	leisten,	indem	
der	digitale	ZDFkulturkanal	intelligent	informiert	
und	unterhält.

3. Beitrag zur Aufgabenerfüllung

Die	 Darstellung	 und	 Vermittlung	 von	 Kul-
tur	 gehört	 unstrittig	 zu	 den	 Kernaufgaben	 des	
öffentlich-rechtlichen	 Rundfunks.	 Der	 digitale	
ZDFkulturkanal	 richtet	 sich	 an	 Zuschauer	 aller	
Altersgruppen,	die	sich	im	weitesten	Sinn	für	Kul-
tur	 interessieren.	 Er	 wird	 auch	 Spezialangebote	
für	ein	jüngeres	Publikum	auf	regelmäßigen	Sen-
deleisten	vorhalten,	um	diese	 für	die	Kultur	und	
einen	 geistvollen	 Mediengebrauch	 im	 weiteren	
Sinne	zu	gewinnen.	Der	digitale	ZDFkulturkanal	
stellt	 das	 kulturelle	 Leben	 in	 großer	 Breite	 und	
Ausführlichkeit	dar.	Er	legt	dabei	auf	die	Qualität	
der	fernsehmäßigen	Um	setzung	höchsten	Wert.

Der	 digitale	 ZDFkulturkanal	 sollte	 auch	 als	
Veranstaltungspartner	bei	Festivals	und	als	Weg-
weiser	für	Qualitätsangebote	auftreten	und	kultu-
relle	Projekte	würdigen	und	fördern,	die	der	Be-
wahrung	und	Entwicklung	des	kulturellen	Erbes	
dienen.	Dies	gilt	auch	für	den	Denkmalschutz	und	
den	 öffentlich	 fi	nanzierten	 Kulturbetrieb	 allge-
mein.

4. Programmkonzept

Im	Mittelpunkt	des	ZDFkulturkanals	steht	die	
Pfl	ege	der	deutschen	Sprache	und	Literatur,	des	
Theaters,	 der	 Bildenden	 Künste	 und	 der	 Musik	
sowie	 die	 Darstellung	 von	 Formen	 der	 Alltags-
kultur	und	die	Themenbereiche	Bildung	und	Er-
ziehung,	 Lebens		qualität,	 urbane	 Lebenswelten,	
Pop,	Avantgarde	und	Philosophie.	Aber	auch	die	
aus	 dem	 Medium	 selbst	 erwachsene	 Film-	 und	
Fernsehkultur	 wird	 in	 aus	gewählten	 Premium-
Produktionen	 aus	 den	 Bereichen	 Dokumentar-	
und	Spielfi	lm	bis	hin	zum	anspruchsvollen	Fern-
sehspiel	Gegenstand	des	Angebots	des	digitalen	
ZDFkultur	kanals	sein.

Das	 Angebot	 beinhaltet	 insgesamt	 Über-
tragungen	 von	 Bühnenereignissen	 aus	 den	 Be-
reichen	 Theater,	 Ballett,	 Musiktheater,	 Konzert,	
Performance-Kultur,	die	umfas	sende	Darstellung	
bedeutender	 regionaler	 Kulturfestivals,	 die	 Be-
richterstattung	über	und	Darstellung	von	heraus-
ragenden	 kulturellen	 Wettbewerben.	 Außerdem	
wird	 der	 digi	tale	 ZDFkulturkanal	 Kulturmagazi-
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ne	 und	 genre-spezifi	sche	 Doku	men	tationen	 und	
Gesprächssendungen	 der	 ZDF-Programmfamilie	
gebündelt	und	zu	bester	Sende		zeit	und	zum	Teil	
neu	aufbereitet	präsentieren.

Ein	 Angebot	 im	 Bereich	 Jugendkultur	 mit	
einem	Schwerpunkt	Jugend,	Musik	und	Jugend-
Lebensart	wird	zu	den	unverwechselbaren	Kenn-
zeichen	des	digitalen	ZDFkulturkanals	gehören.	
Er	unterstreicht	den	Anspruch	des	Kanals,	auch	
ein	 jüngeres	 Publikum	 an	 öffentlich-rechtliches	
Qualitätsprogramm	 heranzuführen.	 Spielerische	
Präsentationsformen	 und	 Publikumsansprache,	
Edutainment	und	ein	frischer	Umgang	mit	Form,	
Farben	und	Sounds	sind	dabei	wesentliche	Mit-
tel.	Der	digitale	ZDFkulturkanal	wird	außerdem	
dem	 gewachsenen	 Interesse	 an	 Bildung	 Rech-
nung	 tragen	 und	 auch	 die	 Diskussion	 um	 die	
Fortentwicklung	 der	 Bildungsinstitutionen	 wi-
derspiegeln.	 Er	 wird	 sich	 aktiv	 an	 Motivations-
aktionen	für	Schülerinnen	und	Schüler	beteiligen	
und	mit	Aktionen	wie	dem	Schülertheaterfestival	
und	 einem	 neuen	 Format,	 in	 dem	 Jugendliche	
mit	 Leistungsträgern	 unserer	 Gesellschaft	 zu-
sammentreffen	und	Fragen	zu	deren	berufl	ichen	
Werdegang,	 aber	 auch	 zum	 Thema	 Moral	 und	
Verant	wortung	stellen.	

Da	 das	 ZDF	 mit	 seinem	 Hauptprogramm,	
Phoenix	 und	 dem	 Infokanal	 bereits	 über	 Flä-
chen	für	die	aktuelle	politische	Berichterstattung	
verfügt,	 wird	 der	 ZDFkulturkanal	 keine	 eigene	
Nachrichtenberichterstattung	 (mit	 der	 Ausnah-
me	 der	 Übernahme	 einer	 Hauptnachrichtensen-
dung),	 keine	 politischen	 Magazine	 und	 keine	
Übertragung	von	politischen	Ereignissen	einpla-
nen.	Außerdem	wird	der	ZDFkulturkanal	keinen	
Sport	 und	 keine	 Wirtschafts-	 und	 Ratgebersen-
dungen	vorsehen.	

Das	 Verhältnis	 zum	 ZDF-Hauptprogramm	
und	 zu	 den	 Partnerkanälen	 baut	 auf	 den	 ge-
wachsenen	und	gelebten	Erfahrungen	des	ZDF-
theaterkanals	 im	 Programm	verbund	 auf.	 Dabei	
sind	programmübergreifende	Kulturschwerpunk-
te	 denkbar,	 die	 zu	 Spitzenereignissen	 auch	 im	
Hauptprogramm	bzw.	in	den	Partnerkanälen	auf-
scheinen,	 etwa	 bei	 der	 Berlinale,	 beim	 Berliner	
Theatertreffen,	 den	 Bayreuther	 und	 Salz	burger	
Festspielen	 oder	 großen	 Pop-	 und	 Rockfestivals	
sowie	in	bewusst	mehr	kanalig	operierenden	Pro-
grammen	wie	unlängst	beim	Cirque	du	Soleil	mit	
einer	Über	tragung	vor	und	hinter	der	Bühne	auf	
zwei	Kanälen.

Der	 digitale	 ZDFkulturkanal	 baut	 auf	 Er-
fahrungen	 des	 ZDFtheaterkanals	 auf	 und	 verin-
nerlicht	 dessen	 besondere	 und	 in	 der	 Medien-
landschaft	 einzigartige	 Auf	merk	samkeit	 für	 die	
Darstellenden	Künste	in	ihrer	Vielfalt	als	weltweit	
beispielloses	konstituierendes	Element	deutscher	
Kultur.	 Dabei	 spielen	 auch	 Repertoireangebo-
te	 eine	 Rolle,	 die	 vor	 allem	 im	 Tagesprogramm,	
aber	 auch	 im	 Zusammenwirken	 mit	 der	 ZDF-
Mediathek	 weiterhin	 vorgehalten	 werden	 soll-

ten.	 Dabei	 sind	 auch	 pro	grammbegleitende	 und	
sendungsergänzende	Angebote	im	Internet	nötig,	
insbe	sondere	im	Hinblick	auf	das	besondere	Au-
genmerk	 des	 digitalen	 ZDFkulturkanals	 für	 das	
jüngere	Publikum.

5. Verbreitung

Der	 ZDFkulturkanal	 wird	 digital	 verbrei-
tet	 und	 ist	 derzeit	 über	 Kabel	 und	 Satellit	 emp-
fangbar.	 Die	 Nutzung	 und	 Begleitung	 von	 Sen-
dungen	 im	 Internetangebot	 des	 ZDF	 erfolgt	 im	
Rahmen	der	medienrechtlichen	Vorgaben.	Der	di-
gitale	ZDFkulturkanal	sollte	diskriminierungsfrei	
verbreitet	werden,	d.h.	auf	allen	digitalen	Plattfor-
men	gut	auffi	ndbar	sein.

IV. ZDF-Familienkanal

1. Ausgangslage / Zielsetzung

Das	ZDF	kann	nur	von	bleibendem	Wert	 für	
die	Gesellschaft	sein,	wenn	es	alle	relevanten	Tei-
le	 der	 Gesellschaft	 erreicht.	 Angesichts	 des	 sich	
immer	stärker	diversifi		zierenden	Fernsehmarktes	
und	 der	 sich	 verändernden	 Nutzungs	gewohn-
heiten	 der	 jüngeren	 Zielgruppen	 wird	 dies	 zu-
sehends	 schwieriger.	 Das	 ZDF-Haupt	programm	
erreicht	vor	allem	Zuschauer,	die	älter	als	60	Jah-
re	 sind.	 In	 den	 jüngeren	 Altersgruppen	 ist	 das	
ZDF	 unterdurchschnittlich	 vertreten.	 Besorgnis-
erregend	ist	in	diesem	Zusammenhang,	dass	sich	
auch	und	gerade	die	jungen	Familien	immer	mehr	
den	Privatsendern	zuwenden.	Die	Erfahrung	zeigt	
zudem,	dass	die	Zuschauer	mit	steigendem	Alter	
nicht	 im	 gewünschten	 Maße	 zum	 ZDF	 zurück-
kehren	werden.	

Bei	allem	gesellschaftlichen	Wandel	bleibt	die	
Familie	 die	 kleinste	 und	 zugleich	 be	deutendste	
Einheit	 eines	 verbindlichen	 Miteinanders	 unter-
schiedlicher	 Generationen.	 Sie	 ermöglicht	 das	
Erlernen,	Leben	und	Weitergeben	grundlegender	
Regeln	der	Gesell	schaft.	Umso	mehr	hat	das	ZDF	
als	nationaler	öffentlich-rechtlicher	Sender	hier	in	
besonderem	Maße	Verantwortung.	

Es	muss	das	Ziel	des	ZDF	sein,	diese	Zuschau-
ergruppen	 wieder	 zurückzugewinnen	 und	 dau-
erhaft	zu	binden.	Dies	kann	nur	gelingen,	wenn	
das	ZDF	ein	Programm	anbietet,	das	sich	an	der	
Lebenssituation,	den	Bedürfnissen	und	der	medi-
alen	Sozialisation	 junger	Familien	orientiert.	Die	
Entwicklung	 des	 Fernsehmarktes	 sowie	 die	 ver-
änderten	Sehgewohnheiten	zeigen,	dass	dies	nur	
mit	 einem	 eigenen,	 pass	genauen	 Angebot	 mög-
lich	ist.	

Der	 ZDFdokukanal	 soll	 deshalb	 konsequent	
zu	 einem	 Programm	 weiterentwickelt	 werden,	
das	sich	 insbesondere	an	 junge	Familien	richtet.	
Der	ZDF-Familienkanal	soll	Zuschauer	zwischen	
25	und	50	Jahren	sowie	deren	Kinder	ansprechen.	
Er	soll	die	öffent	lich-rechtliche	Alternative	zu	den	
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in	 dieser	 Altersgruppe	 vorherrschend	 genutzten	
Programmangeboten	werden.	

2. Gegenstand des Angebots 

Der	ZDF-Familienkanal	bietet	ein	Programm	
mit	 vielfältigen	 Inhalten	 aus	 den	 Bereichen	 Bil-
dung,	Kultur,	Wissenschaft,	Beratung,	Information	
und	Unterhaltung.	Er	bedient	sich	aller	wichtigen	
Genres	wie	Dokumentation,	Reportage,	Fernseh-
fi	lm,	 Serie,	 Spielfi	lm,	 Magazin	 sowie	 Show/Talk	
und	 beschäftigt	 sich	 insbesondere	 mit	 Inhalten	
aus	 den	 Bereichen	 Gesellschaft	 und	 Erziehung,	
Ratgeber	 und	 Service,	 Wissen	schaft	 und	 Natur,	
Geschichte	und	Zeitgeschehen	sowie	Kultur.	

Im	 Mittelpunkt	 der	 Zuschaueransprache	
des	 ZDF-Familienkanals	 steht	 eine	 realitäts	nahe	
Orientierungs-	 und	 Ratgeberfunktion.	 Auch	 das	
Bedürfnis,	 angesichts	 der	 zunehmenden	 Frag-
mentierung	 des	 Alltags	 auf	 anspruchsvolle	 Wei-
se	 Ent	span	nung	 und	 intelligente	 Unterhaltung	
zu	fi	nden,	wird	angemessen	berücksichtigt.	Hier	
sind	 die	 Kernkompetenzen	 des	 öffentlich-recht-
lichen	 Rundfunks	 gefordert,	 die	 mit	 Hilfe	 eines	
familienorientierten	 Angebots	 der	 adressierten	
Altersgruppe	vermittelt	wer	den	können.

3. Beitrag zur Aufgabenerfüllung

Der	deutsche	Fernsehmarkt	hat	sich	zu	einem	
der	 wettbewerbsstärksten	 auf	 der	 Welt	 entwi-
ckelt.	Ein	Haushalt	hat	im	Schnitt	63	Programme	
auf	der	Fernbedienung	programmiert.	In	keinem	
anderen	europäischen	Land	können	so	viele	Zu-
schauer	 so	 viele	 Programme	 sehen.	 Die	 gro-
ßen	 Sender	 konkurrieren	 zunehmend	 auch	 mit	
den	kleinen	Anbietern.	 In	Zukunft	werden	noch	
mehr	Programme	um	Marktanteile	konkurrieren.	
Gleichzeitig	 weist	 die	 Marktanteilsentwicklung	
des	 ZDF-Hauptprogramms	 der	 letzten	 15	 Jahre	
überproportionale	Verluste	bei	den	jüngeren	Zu-
schauern	auf.	Es	werden	aktuell	nur	noch	38	%	
des	 Marktanteils	 von	 1992	 erreicht,	 während	 es	
bei	 über	 50-Jährigen	 noch	 70	 %	 des	 damaligen	
Niveaus	sind.	

Deshalb	 hat	 der	 ZDF-Familienkanal	 die	
Aufgabe,	 die	 Zuschauer,	 die	 sich	 aufgrund	 ih-
res	 Alters,	 ihrer	 Lebensgewohnheiten	 und	 ih-
rer	 medialen	 Sozialisation	 im	 Rahmen	 des	
ZDF-Hauptprogramms	 nur	 teilweise	 mit	 ihren	
spezifi	schen	 Bedürfnissen	 wieder	 fi	nden,	 an	 ein	
wertehaltiges	öffentlich-rechtliches	Programman-
gebot	 heranzuführen	 und	 sie	 dauerhaft	 zu	 bin-
den.	Schema-,	Programm-	und	Formatgestaltung	
sollen	passgenau	den	Tagesablauf	sowie	die	Seh-
bedürfnisse	junger	Familien	berücksichtigen.	

Der	ZDF-Familienkanal	ist	komplementär	zum	
Hauptprogramm.	Er	bündelt	und	ergänzt	dessen	
Angebote	unter	inhaltlichen,	demografi	schen	und	
soziologischen	Gesichtspunkten	und	erweitert	sie	
um	Programminnovationen,	die	sich	den	zentralen	
Fragen	 des	 Alltags	 junger	 Familien	 zuwenden.	

Der	ZDF-Familienkanal	soll	 inhaltlich,	aber	auch	
in	Bezug	auf	die	Formatentwicklung	zum	Innova-
tionsmotor	für	die	ZDF-Familie	werden.	

Gleichzeitig	nutzt	der	Familienkanal	die	Pro-
grammvorräte	der	ZDF-Familie	neu	und	gewinn-
bringend	 und	 leistet	 durch	 wirtschaftliche	 und	
inhaltliche	Synergien	einen	wich	tigen	Beitrag	zur	
Amortisation	 kostbarer	 Ressourcen	 im	 Gesamt-
unternehmen.	 Quali	tät	 und	 Modernität	 zahlrei-
cher	 ZDF-Programme,	 die	 von	 vielen	 Jüngeren	
im	Haupt	programm	nicht	mehr	vermutet	werden,	
kommen	 zu	 neuer	 Geltung.	 Das	 ZDF-Haupt-
programm	 profi	tiert	 selbst	 wiederum	 von	 den	
neuen	 Erfahrungen	 bei	 der	 Ansprache	 jüngerer	
Zuschauer.	Der	Digitalkanal	kann	die	Programm-
vielfalt,	die	vor	liegenden	Lizenzen	und	die	Stärke	
des	Hauptprogramms	nutzen.	

Dabei	 unterscheidet	 sich	 der	 ZDF-Familien-
kanal	erkennbar	von	den	Ziel	gruppen	angeboten	
der	 kommerziellen	 Anbieter.	 Sein	 Ziel	 ist	 die	
Vermittlung	 von	 Wissen	 und	 Wer	ten,	 die	 zu	 ei-
ner	 positiven	 Gestaltung	 der	 eigenen	 wie	 der	
gesellschaftlichen	 Lebens	wirklichkeit	 befähi-
gen.	Der	ZDF-Familienkanal	möchte	mit	 seinem	
Programm	angebot	dazu	beitragen,	das	Vertrauen	
speziell	 der	 Familien	 in	 ihre	 eigene	 Zukunft	 zu	
festigen	und	die	Wertschätzung	der	jungen	Fami-
lie	in	der	Gesellschaft	zu	ver	stär	ken.	

4. Programmkonzept 

Im	Mittelpunkt	des	ZDF-Familienkanals	 ste-
hen	eine	realitätsnahe	Orientierungs-	und	Ratge-
berfunktion	sowie	die	Möglichkeit,	angesichts	der	
zunehmenden	 Fragmen	tierung	 des	 Alltags	 auf	
anspruchsvolle	 Weise	 Entspannung	 und	 intelli-
gente	Unter	haltung	zu	fi	nden.	Der	ZDF-Familien-
kanal	ist	somit	eine	konsequente	Weiter	ent	wick-
lung	 des	 ZDF.dokukanals.	 Die	 Stärke	 des	 ZDF.
dokukanals,	 mit	 Doku	men	tationen	 und	 Reporta-
gen	 Orientierung	 zu	 bieten	 und	 Hintergrund	 zu	
ver	mitteln,	soll	weiter	aus	gebaut	werden.	Im	Vor-
dergrund	stehen	dabei	folgende	Funk	tionen,	die	
für	die	Erfül	lung	des	Programmauftrages	zentral	
sind:	 Wissens	ver	mittlung,	 Lebens-	 und	 Alltags	-
bewäl	tigung,	 politische	 und	 (zeit-)geschicht	liche	
Bildung	sowie	anspruchsvolle	Unter	haltung.

Der	 ZDF-Familienkanal	 wird	 sich	 weiterhin	
an	 der	 Bedeutung,	 die	 Wissenschaft	 und	 konti-
nuierlicher	 Wissenserwerb	 gerade	 für	 jüngere	
Zuschauer	 haben,	 ausrichten.	 Wissen(schaft)s-	
und	 Natursendungen	 werden	 einen	 wichtigen	
inhaltlichen	Akzent	 setzen	ebenso	wie	die	gene-
rationenverbindenden	 Programm-Marken	 „Terra	
X“	 und	 „Abenteuer	 Wissen“.	 Dokumentationen	
und	 Reportagen	 entsprechen	 ohnedies	 einem	
Grund	bedürfnis	vieler	Menschen,	 in	einer	 immer	
unübersichtlicheren	 Welt	 Orien	tierung	 zu	 erfah-
ren,	 Überblick	 zu	 gewinnen,	 die	 notwendigen	
Hintergrund	infor	ma	tionen	zu	erhalten.	Fortgesetzt	
werden	 soll	 auch	 die	 erfolgreiche	 „Tagesdoku“.	
Doku	men	tationen	und	Reportagen	beleuchten	von	
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Montag	bis	Freitag	ein	Thema	der	Woche	 in	un-
terschiedlichsten	Facetten	und	vermitteln	auf	die-
se	Weise	abwechs	lungsreiches	und	differenziertes	
Hintergrundwissen.	 Als	 Programm	innovation	 ge-
plant	ist	eine	Wissenssendung	für	junge	Familien.

Der	 ZDF-Familienkanal	 soll	 Orientierungs-
hilfe	 für	die	alltägliche	Lebensbewältigung	sein.	
Zentral	sind	hier	die	Themen	„Schule“,	„Bildung“	
sowie	„Fragen	nach	der	Ver	ein	barkeit	von	Fami-
lie	 und	 Beruf“.	 Sendereihen	 wie	 beispielsweise	
„37°“,	 „Baby	station“,	„S.O.S.	Schule“,	 „Zeit	der	
Wunder“	 oder	 „Mädchengeschichten“	 haben	
in	 diesem	 Kontext	 einen	 festen	 Platz.	 Darüber	
hinaus	 soll	 praxisnahen	 Fragen	 aus	 dem	 Alltag	
junger	Familien	wie	z.	B.	zu	den	Themen	„Haus-
bau“,	 „Finanzen“,	 „Ver	siche	rungen“	 nachge-
gangen	werden.	Als	Programminnovationen	sind	
Ratgeber	sen	dungen,	Ombudsmagazine	und	neue	
dokumentarische	Erzählformen	angedacht.	

Der	 ZDF-Familienkanal	 setzt	 darauf,	 seinen	
Zuschauern	 Anregungen	 für	 die	 aktuelle	 poli-
tische	 Diskussion	 und	 zur	 zeitgeschichtlichen	
Meinungsbildung	zu	liefern.	Ein	beson	deres	Au-
genmerk	gilt	deshalb	vor	allem	den	historischen	
und	 zeit	geschichtlichen	 Dokumentationen,	 bei	
denen	 das	 ZDF	 über	 eine	 breite	 internationa-
le	 Reputation	 verfügt.	 In	 diesem	 Zusammen-
hang	 seien	 die	 großen	 zeitgeschichtlichen	 Fern-
sehereignisse	wie	„Dresden“	oder	„Die	Gustloff“	
erwähnt,	die	der	ZDF-Familien	kanal	ins	Zentrum	
seiner	Programmschwer	punkte	setzen	wird.	Eine	
Programm	innovation	 im	 Bereich	 der	 politischen	
Bildung	soll	die	Entwicklung	einer	neuen	Wahl-
sendung	für	junge	Familien	darstellen.	Auch	bei	
der	 Nach	richten	bericht	erstattung	 will	 der	 ZDF-
Familienkanal	 neue	 Wege	 gehen,	 indem	 er	 sich	
auf	 eine	 erfolgreiche	 Programmentwicklung	
des	 Hauptprogramms	 stützt:	 eine	 Adap	tion	 der	
„Logo“-Nachrichten	für	junge	Familien.

Gleichzeitig	 soll	 der	 Familienkanal	 auf	 an-
spruchsvolle	Weise	Entspannung	und	intelli	gente	
Unterhaltung	 bieten.	 Vor	 dem	 Hintergrund	 der	
Pluralisierung	 von	 Lebens	formen	 fi	ndet	 sich	 ein	
Alltag,	der	in	erster	Linie	von	der	Fragmentierung	
familiärer	 und	 gesellschaftlicher	 Zusammenhän-
ge	 und	 damit	 einem	 Gefühl	 ständiger	 Überbe-
lastung	 durch	 die	 Anforderungen	 des	 täglichen	
Lebens	 gekennzeichnet	 ist.	 Umso	 mehr	 tritt	 ne-
ben	der	Suche	nach	Sinn	und	Orientierung	auch	
der	 Wunsch	 nach	 Entspannung	 und	 Entlastung.	
Einen	 eigenen	 Stellenwert	 im	 Programm	 des	
ZDF-Familienkanals	 haben	 deshalb	 fi	ktionale	
Sendungen	 vom	 Fernsehfi	lm	 über	 die	 Serie	 bis	
hin	zum	Spielfi	lm.	Aufgrund	 ihres	hohen	 Identi-
fi	kationspotentials	eignen	sie	sich	ganz	be	sonders	
für	 die	 Vermittlung	 komplexer	 Zusammenhän-
ge	 oder	 vorbildhafter	 Werte	systeme,	 besonders	
dann,	wenn	sie	sich	erkennbar	am	Alltag	und	der	
Lebens	wirk	lichkeit	ihrer	Zuschauer	orientieren.	

Für	 die	 Hauptsendezeit	 des	 neuen	 ZDF-Di-
gitalkanals	 ist	 so	 eine	 Mischung	 aus	 hochwerti-

ger	 Fiktion	 und	 erstklassigen	 Dokumentationen	
geplant.	 Sie	 wird	 von	 erfolg	reichen	 Reportagen	
und	 Dokumentationen,	 thematisch	 ausgerichte-
ten	Pro	gramm	schwerpunkten	sowie	preisgekrön-
ter	nationaler	und	internationaler	Fiktion	geprägt	
sein.	 Aufgabe	 der	 Programmschwerpunkte	 und	
Themenabende	 wird	 es	 sein,	 die	 Vorteile	 der	
Verschränkung	 von	 dokumentarischem	 Infor-
mationsprogramm	 und	 emotional-involvierender	
Fiktion	so	zu	verbinden,	dass	den	Zuschauern	ein	
attraktiver,	 breiter	 und	 nachhaltiger	 Zugang	 zu	
wichtigen	 Themenstellungen	 auch	 bei	 komple-
xen	Sachverhalten	möglich	wird.	Auf	diese	Weise	
sollen	 fi	ktionale	 Programme	 nicht	 nur	 unterhal-
ten,	sondern	auch	Anregung	zur	Refl	exion	indivi-
dueller	 wie	 gesell	schaftlicher	 Verhaltensweisen,	
Themen	und	Prozesse	bieten.	

Der	ZDF-Familienkanal	kann	sich	hierbei	auf	
ein	breites	Fundament	erstklassiger	Fernsehfi	lme	
und	 Spielfi	lme	 stützen,	 die	 für	 seine	 Zuschauer	
zum	Teil	allein	deshalb	„Premieren“	sind,	weil	sie	
im	 ZDF-Hauptprogramm	 zu	 Sendezeiten	 laufen,	
die	 mit	 dem	 Lebensrhythmus	 dieser	 Altersgrup-
pe	nicht	kompatibel	sind	oder	auch,	weil	sie	von	
ihnen	gar	nicht	im	ZDF-Hauptprogramm	vermu-
tet	werden.	Einen	ganz	eigenen	Akzent	will	der	
ZDF-Familienkanal	 auch	 bei	 der	 Entwicklung	
und	 Pfl	ege	 des	 fi	lmischen	 Nachwuchses	 setzen	
und	dabei	an	die	gelebte	Tradition	des	„Kleinen	
Fernsehspiels“,	der	Filmredaktion	3sat	sowie	der	
Innovationswerkstatt	 „Quantum“	 anknüpfen.	
Gefragt	 sind	 Sendungen,	 die	 den	 Dingen	 des	
täglichen	 Lebens	 auf	 den	 Grund	 gehen	 und	 ih-
ren	Wert	 in	einer	ganz	praktischen	Alltags-	und	
Lebenshilfe	 haben.	 Auch	 die	 fi	ktionalen	 Serien	
können	modellhafte	Lebensbewältigung	und	Per-
sönlich	keitsentwicklung	mit	vielfältigen	Facetten	
über	einen	langen	Zeitraum	beglei	ten	und	damit	
realitätsnahe	 Problembewältigungsstrategien	
vermitteln.	 Im	Rah	men	des	Vorabendprogramms	
sollen	 deshalb	 beispielsweise	 „Familienserien“	
zum	Einsatz	kommen,	die	den	Alltag	junger	Men-
schen	mit	all	seinen	Brüchen,	Wider	sprüchen	und	
Reibungsfl	ächen	zum	Thema	haben.	

Mit	 eigenen	 Formatentwicklungen	 soll	 der	
ZDF-Familienkanal	 zur	 Entwicklungs	plattform	
und	 zum	 Innovationsmotor	 für	 die	 ZDF-Pro-
grammfamilie	 werden.	 Syste	matisch	 sollen	 von	
Beginn	 an	 Formate,	 Genres	 und	 Protagonisten	
getestet	 werden,	 die	 bei	 Erfolg	 auch	 im	 Haupt-
programm	Verwendung	fi	nden	können.	Auf	diese	
Weise	pro	fi	tiert	nicht	nur	der	ZDF-Familienkanal	
von	den	Erfahrungen	und	Programm	vorräten	des	
Hauptprogramms,	 sondern	 auch	 das	 Hauptpro-
gramm	und	die	ZDF-Partnerkanäle	von	den	Ent-
wicklungen	des	digitalen	Kanals.	

Das	Programmschema	orientiert	 sich	am	Ta-
gesablauf	der	25-	bis	50-Jährigen,	vor	allem	der	
jungen	 Familien.	 Eine	 besondere	 Herausforde-
rung	für	die	Programmierung	ist	der	unregelmä-
ßige,	zum	Teil	nicht	planbare	Tagesablauf	sowie	
die	 Parallelität	 mehrerer	 individueller	 Tagesver-
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läufe	 gerade	 in	 jungen	 Familien,	 die	 das	 Pro-
grammschema	durch	zeitversetzte	Wiederholung	
zentraler	 Sendungsangebote	 über	 den	 ganzen	
Tag	berücksichtigen	wird.

In	 der	 Hauptsendezeit	 wird	 die	 Zuschau-
eransprache	 und	 Schemagestaltung	 des	 ZDF-
Familien	kanals	von	 folgenden	Leitgedanken	ge-
prägt:

–	 Die	 Vorabend-Zeit	 zwischen	 17.00	 Uhr	 und	
21.00	Uhr	ist	dezidierte	Familien	zeit:	In	knapp	
26	%	der	Familien-Haushalte	wird	zwischen	
17.00	Uhr	und	20.15	Uhr	gemeinsam	fernge-
sehen	 –	 und	 dies,	 obwohl	 44	 %	 der	 Kinder	
einen	eigenen	Fernseher	besitzen.	82	%	der	
Eltern	 hätten	 die	 gemeinsame	 Fern	sehzeit	
gerne	 häufi	ger;	 es	 fehlen	 entsprechende	
Programmangebote	 zur	 rich	tigen	 Zeit.	 Und	
es	fehlen	–	gerade	mit	Blick	auf	die	Kinder	–	
werbefreie	Fern	seh	angebote.	

–	 Im	Zentrum	des	Programmschemas	steht	der	
Primetime-Beginn	um	21.00	Uhr.	Er	trägt	der	
Tatsache	Rechnung,	dass	 für	die	meisten	El-
tern	erst	jetzt	eine	eigene	„Freizeit“	beginnt,	
aber	 auch	 die	 25–50-Jährigen	 ohne	 Kinder	
können	um	diese	Uhrzeit	fernsehen	(der	Hö-
hepunkt	 in	 der	 Fernsehnutzung	 von	 Eltern	
liegt	 um	 21.30	 Uhr,	 bei	 Erwachsenen	 ohne	
Kinder	um	21.00	Uhr).	

Bei	 dem	 ZDF-Familienkanal	 handelt	 es	 sich	
nicht	um	ein	klassisches	Vollprogramm.	Das	Pro-
grammschema	des	ZDF-Familienkanals	verdeut-
licht	 vielmehr,	dass	mit	dem	ZDF-Familienkanal	
ein	 Spartenprogramm	 geplant	 ist,	 das	 sich	 auf	
eine	 bestimmte	 Zielgruppe	 im	 Fernsehmarkt	 fo-
kussiert,	 ähnlich	 wie	 auch	 der	 Kinderkanal	 sich	
unter	Anwendung	zahlreicher	Genres	an	eine	be-
stimmte	Zielgruppe	wendet.	Im	neuen	ZDF-Fami-
lienkanal	werden	 im	Unterschied	zu	klassischen	
Vollprogrammen	 keine	 regelmäßigen	 Nachrich-
tensendungen,	 keine	 festen	 Programmplätze	 für	
Sport	 und	 keine	 Boulevard-Showsendungen	 im	
Schema	Eingang	fi	nden.

Das	ZDF	wird	in	allen	Genres	die	öffentlich-
rechtlichen	Qualitätsansprüche	einlösen.	Die	Un-
terhaltung	 ist	 Teil	 des	 Konzeptes,	 weil	 das	 ZDF	
beabsichtigt,	auch	im	Genre	Unterhaltung	neuar-
tige	Formate	zu	erproben	und	 im	Familienkanal	
zu	pilotieren.

Der	 ZDF-Familienkanal	 soll	 gerade	 jüngere	
Zuschauer,	d.h.	die	Altersgruppe	der	etwa	25	bis	
50-jährigen,	ansprechen.	Dazu	soll	 insbesondere	
im	Ratgeberbereich	das	Publikum	mit	neuen	Aus-
drucks-	 und	 Programmformen	 und	 einer	 gegen-
über	dem	Hauptprogramm	selbständigen	Art	der	
Ansprache	durch	informierende	und	orientieren-
de	Programme	gewonnen	werden.	

Die	 Unterhaltungsangebote	 sollen	 dabei	 ein	
spezifi	sch	 öffentlich-rechtliches	 Profi	l	 aufweisen.	

Dazu	werden	sie	einerseits	berücksichtigen,	dass	
Entspannung	 und	 Anregung	 Zuschauerbedürf-
nisse	 sind.	 Zugleich	 können	 aber	 auch	 Unter-
haltungsangebote	 Information	 und	 Orientierung	
vermitteln.	Der	ZDF-Familienkanal	wird	in	seinen	
Unterhaltungsangeboten	 insbesondere	 auch	 die	
jüngeren	 Zuschauer	 ansprechen	 und	 ihnen	 die	
Auseinandersetzung	 mit	 Themen	 aus	 dem	 All-
tag,	dem	Wissensfundus	der	Gesellschaft	und	der	
Kultur	ebenso	ermöglichen	wie	die	Refl	exion	von	
Themen	unserer	Zeit.	Er	 soll	also	die	Zuschauer	
für	Qualität,	Information	und	Orientierung	gewin-
nen.

Der	 Sender	 wird	 sich	 bereits	 dadurch	 von	
anderen	 Programmen,	 vor	 allem	 kommerziellen	
Sendern,	abheben,	weil	er	zu	rund	80	%	mit	Wie-
derholungen	aus	dem	ZDF-Hauptprogramm	(dar-
unter	insbesondere	Sendungen,	die	beim	jüngeren	
Publikum	erfolgreich	sind)	bestückt	wird.	Von	den	
meisten	 kommerziellen	 Digital-Spartenkanälen	
unterscheidet	 er	 sich	 außerdem	 dadurch,	 dass	 er	
nicht	monothematisch	angelegt	ist.	Anders	als	die-
se	verfolgt	der	ZDF-Familienkanal	nämlich	einen	
dem	öffentlich-rechtlichen	Rundfunk	gemäßen	An-
satz.	Er	leistet	mit	einer	großen	Bandbreite	an	The-
men,	Genres	und	Handschriften,	mit	Mehrheiten-	
und	Minderheitenprogrammen	einen	Beitrag	zum	
Zusammenhalt	der	Gesellschaft.	Im	Gegensatz	zu	
monothematischen	 Kanälen	 ermöglicht	 er	 dem	
Zuschauer,	 sich	 durch	 Vielfalt	 und	 Unterschied-
lichkeit	 ein	 differenziertes	 Weltbild	 zu	 verschaf-
fen.	 Von	 den	 bestehenden	 öffentlich-rechtlichen	
Programmen	unterscheidet	sich	der	Familienkanal	
aufgrund	 seiner	 spezifi	schen	 Programmmischung	
und	Zielgruppenausrichtung	deutlich.

Strukturell	wird	 sich	der	ZDF-Familienkanal	
von	den	bestehenden	kommerziellen	Digitalfern-
sehangeboten	 durch	 das	 Fehlen	 von	 Werbung	
und	 Sponsoring	 abheben.	 Er	 wird	 sich	 darüber	
hinaus	 dadurch	 unterscheiden,	 dass	 keine	 Kon-
zentration	auf	Inhalte	stattfi	ndet,	die	sich	gewinn-
bringend	vermarkten	lassen.	Das	Programm	steht	
–	 wie	 alle	 Angebote	 des	 ZDF	 –	 nicht	 im	 Dienst	
des	 kommerziellen	 Erfolgs	 und	 verzichtet	 daher	
auf	Sendungen,	die	vor	allem	dem	Zweck	dienen,	
Begleitdienste	 und	 -produkte	 (etwa	 Downloads,	
CDs,	 DVDs)	 abzusetzen	 oder	 durch	 die	 Beteili-
gung	 der	 Zuschauer	 an	 Abstimmungen	 o. Ä.	 Er-
löse	zu	erzielen.

Der	 ZDF-Familienkanal	 ist	 damit	 ein	 durch	
und	 durch	 öffentlich-rechtliches	 Programmange-
bot,	 das	 als	 klar	 unterscheidbare	 Alternative	 zu	
den	privaten	Programmen	positioniert	werden	soll.

Der	Auf-	und	Ausbau	des	ZDF-Digitalkanals	
erfolgt	 –	 parallel	 zur	 wachsenden	 tech	nischen	
Verbreitung	 –	 in	 zeitlich	 gestaffelten	 Ausbau-
stufen.	 In	der	ersten	Stufe	ab	2009	profi	tiert	das	
Programmschema	vom	Rückgriff	auf	den	breiten	
Fundus	des	Programmarchivs	sowie	von	aktuellen	
Übernahmen	aus	dem	ZDF-Hauptprogramm.	Ers-
te	Programminnovationen	dienen	der	Positionie-
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rung	auf	dem	Fernsehmarkt	und	der	Etablierung	
des	 neuen	 Kanalprofi	ls.	 Das	 besondere	 Augen-
merk	wird	dabei	auf	der	Erzeugung	einer	großen	
Zuverlässigkeit	 im	 Angebot	 von	 hochwertigen	
Doku	men	tationen	 und	 Reportagen,	 thematisch	
relevanten	Wissens-	und	Ratgeberformaten,	ent-
spannenden,	anregenden	und	dem	realen	Alltag	
junger	Familien	affi	nen	unterhaltenden	Sendun-
gen	 sowie	 einem	 breiten,	 inhaltlich	 diskur	siven	
Spektrum	in	Form	von	Programmschwerpunkten	
liegen.	 Beginnend	 mit	 2010	 werden	 einige	 Wie-
derholungsleisten	 durch	 weitere	 Programm-In-
novationen	ersetzt,	die	auch	die	Aufgabe	haben,	
das	Profi	l	des	Senders	zu	schärfen.	In	der	dritten	
Ausbaustufe	ab	2012	soll	der	ZDF-Familienkanal	
in	 einer	 synergetischen	 Mischung	 aus	 Verwer-
tung	 des	 ZDF-Programmvorrats	 und	 vermehrt	
eigenpro	duzierter	 bzw.	 erworbener	 Pro	gramm-
ware	 sein	 eigenständiges	 Programmprofi	l	 festi-
gen	und	verstärken.

5. Empfangbarkeit

Der	 ZDF-Familienkanal	 wird	 ausschließlich	
digital	verbreitet	und	 ist	über	Kabel,	Satellit	und	
Antenne	empfangbar.	Angestrebt	wird	dabei	eine	
24-Stunden-Verbreitung	 über	 DVB-T,	 die	 bisher	

aus	 Kapazitätsgründen	 noch	 auf	 eine	 Sendezeit	
zwischen	21.00	Uhr	und	6.00	Uhr	beschränkt	 ist.	
Eine	sendungsbezogene	Pro	gramm	begleitung	im	
Rahmen	des	Online-Angebotes	des	ZDF	sowie	das	
Bereitstellen	 von	 Sen	dungen	 in	 der	 ZDF-Media-
thek	sind	ebenfalls	vorgesehen.	Gerade	für	jüngere	
Zuschauer	ist	das	Zusammenspiel	der	Medien	von	
ent	schei	dender	 Bedeutung.	 Ver	tiefende	 Informa-
tionen	und	Hintergründe	zu	den	im	Familien	kanal	
angebotenen	The	men	im	online-Bereich	sind	des-
halb	essentiell	für	die	ange	strebte	Publikumsbin-
dung.	Ins	besondere	bei	Programmschwerpunkten	
und	Themen	abenden	soll	diese	Ver	knüpfung	von	
Fernsehen	und	Internet	zum	Tragen	kommen.	Bei	
der	Entwicklung	von	Pro	gramminnovationen	sol-
len	 zudem	 die	 Mög	lich	keiten	 der	 crossmedialen	
Ver	bindung	berücksichtigt	werden.

V. Finanzierung

Die	 Zusatzangebote	 werden	 in	 der	 Gebüh-
renperiode	 ab	 2009	 aus	 dem	 Bestand	 fi	nanziert.	
Auch	 für	die	Gebührenperiode	ab	2013	hat	 sich	
das	 ZDF	 verpfl	ichtet,	 keine	 gesonderten	 Mittel	
anzumelden,	 sondern	 die	 Zusatzangebote	 aus	
dem	Bestand	zu	fi	nanzieren.
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Anlage
(zu	§	11c	Abs.	3	Nr.	3	des	Rundfunkstaatsvertrages)

Programmkonzept DRadio Wissen

1. Ausgangslage 

Der	Eintritt	 ins	digitale	Zeitalter	geht	einher	
mit	 Unsicherheiten	 künftiger	 Mediennut	zung,	
von	 denen	 auch	 die	 Qualitätsangebote	 im	 Hör-
funk	 betroffen	 sind.	 Wer	 eine	 junge	 anspruchs-
volle	Zielgruppe	erreichen	will,	muss	ein	an	den	
inhaltlichen	 und	 formalen	 Ansprüchen	 sowie	
den	 Rezeptionsgewohnheiten	 dieser	 Zielgruppe	
orien	tier	tes	Radioformat	entwickeln.

Gerade	 die	 Zielgruppe	 der	 jungen	 Erwach-
senen,	 die	 mit	 DRadio	 Wissen	 vorrangig	 ange-
sprochen	 werden	 soll	 und	 die	 durch	 andere	 an-
spruchsvolle	Angebote	nicht	angemessen	erreicht	
wird,	zeichnet	sich	durch	ein	großes	Informations-
bedürfnis	aus	und	ist	durch	das	Internet	an	hohe	
Aktualitätsstandards	 gewöhnt.	 Ausgehend	 von	
der	Zielgruppe	junger	Erwachsener	wird	das	Pro-
grammangebot	von	DRadio	Wissen	sei	nen	Inhal-
ten	 entsprechend	 generations	übergreifend	 und	
integrativ	angelegt.	

Ein	 erfolgreiches	 Radioprogramm	 muss	 ein	
breites	 Interessenspektrum	seiner	Ziel	gruppe	be-
friedigen,	um	Hördauer	und	langfristige	Hörerbin-
dung	und	damit	Akzeptanz	am	Markt	zu	erreichen.	

Erfolgreiches	Radio	muss	sich	durch	ein	ein-
prägsames,	 leicht	 „erlernbares“	 Sende	schema	
und	kreative	Programmformen	auszeichnen.	

Der	 Hörfunkrat	 des	 Deutschlandradios	 hat	
am	 11.	 September	 2008	 den	 „Bericht	 über	 pro-
grammliche	 Leistungen	 und	 Perspektiven	 des	
Nationalen	 Hörfunks	 2008–2010“,	 (HR	 5/2008)	
verabschiedet.	 Er	 verpfl	ichtet	 das	 Deutschland-
radio	 darin	 auf	 Qualitäts	standards,	 die	 für	 den	
öffentlich-rechtlichen	 Rundfunk	 verbindlich	 sein	
sollten.	Dies	betrifft	u.a.

–	 einen	hohen	Anteil	an	Eigenproduktionen,

–	 ein	verlässliches	Nachrichtenraster,

–	 Innovationsfähigkeit	und	

–	 die	 Eigenentwicklung	 von	 Formaten	 für	 die	
spezifi	schen	 Bedürfnisse	 der	 jewei	li	gen	 Hö-
rerschaft.	

Repräsentative	Hörerumfragen	belegen,	dass	
die	 Deutschlandradio-Programme	 sich	 wegen	
dieser	Merkmale	einer	hohen	Akzeptanz	bei	der	
Hörerschaft	 erfreuen.	 Ein	 Drittel	 der	 insgesamt	
4,8	Millionen	Hörer	der	22	gehobenen	Program-
me	 in	Deutsch	land	werden	allein	durch	die	bei-
den	Angebote	des	Natio	nalen	Hörfunks	Deutsch-
landfunk	und	Deutschlandradio	Kultur	generiert	

–	 und	 dies	 trotz	 unzureichender	 bun	desweiter	
Frequenzausstattung.	

Der	hohe	Anteil	der	Hörerschaften	legt	nahe,	
dass	ein	erfolgreiches,	sich	an	den	vor	ge	gebenen	
Qualitätsmerkmalen	 orientierendes	 DRadio	
Wissen	 die	 Zahl	 der	 Hörer	 dieses	 anspruchs-
vollen	 Programmsegments	 insgesamt	 erhöhen	
und	 damit	 weiter	 zur	 Aner	kennung	 öffentlich-
rechtlicher	 Qualitätsleistungen	 beitragen	 kann.	
Insoweit	 ist	 das	 An	gebot	 von	 strategischer	 Be-
deutung	für	den	öffentlich-rechtlichen	Rundfunk	
insge	samt.	

Deutschlandradio	Kultur	ist	es	gelungen,	mit	
seinen	innovativen	Angeboten	sowohl	das	jüngs-
te	Durchschnittsalter	der	Hörer	der	sogenannten	
gehobenen	Programme	(Deutschlandradio	Kultur	
MA	2008	II	50	Jahre,	generell	55	Jahre)	als	auch	
ein	 ausge	glichenes	 Verhältnis	 von	 weiblichen	
und	männlichen	Hörern	zu	erzielen.	Diese	Erfah-
rungen	bilden	eine	tragfähige	Grundlage	für	die	
Entwicklung	eines	neuen	Qua	litätsan	gebots,	das	
sich	dem	Thema	Wissen	widmet.	

Ein	 solches	 Wissensprogramm	 wird	 weder	
öffentlich-rechtlich	noch	kommerziell	ange	boten.	
Es	entspricht	von	 seinen	 Inhalten	dem	Kern	des	
öffentlich-rechtlichen	 Auftrags.	 Es	 tritt	 nicht	 in	
Konkurrenz	zu	bestehenden	Angeboten.	Der	Na-
tionale	Hörfunk	ist	der	angemessene	Veranstalter,	
weil	er	wegen	seiner	überregionalen	Struktur	und	
seiner	Prä	senz	 in	allen	Ländern	über	enge	Kon-
takte	zu	den	Bildungs-	und	Wissenschaftseinrich-
tungen	 verfügt,	 zum	 Teil	 schon	 jetzt	 mit	 ihnen	
zusammen	arbeitet	 und	 ihnen	 eine	 bun	desweite	
publizistische	Aufmerksamkeit	verschaffen	kann.	
Dies	ist	nicht	nur	von	me	dienpolitischer,	sondern	
auch	 von	 wissenschafts-	 wie	 gesellschaftspoliti-
scher	Bedeutung.	DRadio	Wissen	ist	ein	publizis-
tischer	Integrator	in	der	föderalen	Wissenschafts-	
und	Bil	dungslandschaft.	

Inhaltlich	und	formal	wird	sich	DRadio	Wissen	
als	ein	wortorientiertes	Programm	an	den	vorge-
gebenen	Qualitätsstandards	ausrichten.	

2. Zielgruppe und inhaltliches Angebot

Deutschlandradio	wird	mit	DRadio	Wissen	ein	
digitales,	 werbefreies	 Vollprogramm	 veranstal-
ten.	 Es	 verknüpft	 die	 Verlässlichkeit	 der	 Marke	
Deutschlandradio	mit	Kürze	und	Fasslichkeit	der	
Darbietung	 sowie	 einem	 eindeutigen	 Nützlich-
keitsversprechen.	Es	soll	neben	Deutschlandfunk	
und	 Deutschlandradio	 Kultur	 treten,	 prinzipiell	
alle	Altersgruppen	ansprechen,	sich	aber	vor	al-
lem	an	die	Zielgruppe	„junge	Erwach	sene“	rich-
ten.	 Das	 Profi	l	 „Wissen“	 ist	 jugendaffi	n.	 Jungen	
Leuten	ist	bewusst,	dass	Bildung,	Ausbildung	und	
Wissenserwerb	 Voraussetzungen	 für	 soziale	 Si-
cherheit,	gesellschaftliche	Anerkennung	und	be-
rufl	ichen	Aufstieg	sind.

Der	 Wissensbegriff	 ist	 weit	 gefächert.	 Er	
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umfasst	 Forschungsergebnisse	 aus	 den	 Natur-	
und	 Geisteswissenschaften,	 Bildung	 und	 Beruf,	
Geschichte	 und	 Literatur,	 Ge	sundheit	 und	 Er-
nährung,	 Umwelt	 und	 Verbraucherschutz,	 Re-
ligion	 und	 Web-Wissen.	 Ein	 Programmangebot	
„Wissen“	 steht	 im	 Einklang	 mit	 der	 von	 Politik,	
Wirtschaft,	 Gewerkschaften	 und	 allen	 kulturel-
len	 Institutionen	 getragenen	 Überzeugung,	 dass	
die	 Zukunftssicherung	 unseres	 Landes	 davon	
abhängt,	 in	 welchem	 Maße	 es	 gelingt,	 die	 Ge-
sellschaft	 zu	 einer	 „Wissensgesellschaft“	 zu	 for-
men.	 Ein	 digitales	 Wissens-Angebot,	 bei	 dem	
das	Internet	als	Plattform	gleichberechtigt	neben	
das	lineare	Pro	gramm	tritt,	kommt	den	medialen	
Nutzungsgewohnheiten	des	 jüngeren	Publikums	
entgegen.	Es	fördert	außerdem	die	dringend	be-
nötigte	Akzeptanz	digitaler	Verbrei	tungswege	für	
das	Radio.	

Das	 neue	 Programm	 basiert	 nicht	 auf	 der	
Parallel-Ausstrahlung	 von	 auf	 anderen	 Ka	nälen	
zeit	gleich	 gesendeten	 Formaten.	 DRadio	 Wissen	
ist	 ein	 innovatives	 Vollpro	gramm.	 Es	 kann	 auf	
eine	Fülle	von	Inhalten	aus	Deutschlandfunk	und	
Deutschland	radio	 Kultur	 zurückgreifen.	 Die	 bei-
den	Programme	zeichnen	sich	durch	einen	unver-
gleichlich	 hohen	 Anteil	 an	 Eigenproduktionen/
Erstsendungen	 aus	 (über	 60	 Prozent).	 Wissens-
angebote	 unterschiedlicher	 Genres	 sind	 in	 ho-
hem	Maße	vorhanden.	Viele	können	unverändert	
übernommen,	 andere	 müssen	 umformatiert	 wer-
den.	Als	Bei	spiele	 für	Sendungen,	deren	 Inhalte	
für	 DRadio	 Wissen	 aufbereitet	 werden	 könnten,	
dienen	etwa:	Forschung	aktuell,	Campus	&	Karri-
ere,	PISAplus	und	Elektronische	Welten.

Der	 bereits	 generierte	 Stoff	 muss	 durch	 ein-
zelne,	 speziell	 für	 DRadio	 Wissen	 produ	zierte	
Beiträge	 ergänzt	 werden.	 Geeignete	 Inhalte	 aus	
den	 Programmen	 der	 Landes	rundfunkanstalten	
der	 ARD	 sind	 über	 den	 vertraglich	 vereinbar-
ten	 Programmaus	tausch	 (Kooperationsvereinba-
rung	 zwischen	 ARD	 und	 Deutschlandradio	 vom	
6. 12.1994	 auf	 der	 Grundlage	 von	 §	 5	 Deutsch-
landradio-Staatsvertrag)	 verfügbar	 und	 werden	
das	 Angebot	 bereichern.	 Deutschlandradio	 hat	
darüber	 hinaus	 interes	sierte	 Landesrundfunkan-
stalten	eingeladen,	innovative	Formate	zu	entwi-
ckeln,	 die	 sie	 in	 den	 eigenen	 Programmen	 aus-
strahlen	und	für	das	nationale	Wissenspro	gramm	
bereitstellen	können.	Diese	Sendungen	können	in	
DRadio	 Wissen	 integriert	 werden.	 Das	 Volumen	
der	durch	den	Programmaustausch	zur	Verfügung	
gestellten	Inhalte	und	die	daraus	zu	gewinnenden	
Synergien	beeinfl	ussen	das	von	Deutsch	landradio	
für	DRadio	Wissen	zu	planende	Budget.

3. Programmstruktur

Eine	 besondere	 Herausforderung	 ist	 die	
Strukturierung	 des	 Programms.	 Es	 muss	 ebenso	
aktuelle	 Informationen	 aus	 allen	 Wissensberei-
chen	 wie	 vertiefende	 Bericht	erstattung	 anbie-
ten.	 Es	 wird	 aus	 den	 von	 Deutschlandfunk	 und	
Deutschlandradio	 Kultur	 übernommenen,	 von	

anderen	zugelieferten	oder	aus	neu	produzierten	
Beiträ	gen	in	Modulen	gebündelt.	Dieses	Struktur-
prinzip	gilt	vornehmlich	für	die	Hauptsen	dezeiten	
von	7.00	Uhr	bis	20.00	Uhr.	

Ein	 wissensaffi	nes	 Publikum	 erwartet	 eine	
klare	 und	 verlässliche	 Nachrichtenstruktur	 mit	
hoher	Frequenz.	Deutschlandradio	kann	sich	da-
bei	auf	eine	von	ihm	in	Auftrag	gegebene	Nutzer-
studie	stützen	(Ergebnisse	einer	Elitenbefragung	
unter	 Politikern,	 Journalisten,	 Wirtschaftsmana-
gern	und	Führungskräften	aus	dem	Bereich	Kul-
tur	in	Deutschland.	Juni	2008,	tns	emnid).	In	die-
ser	repräsentativen	Studie	setzen	achtzig	Prozent	
der	 Befragten	 ausführliche	 Nachrichtensendun-
gen	an	die	erste	Stelle	des	von	ihnen	erwarteten	
idealtypischen	 Inhaltsprofi	ls	 eines	 bundesweiten	
Informations-	 und	 Kulturprogramms.	 So	 wird	
DRadio	Wissen	zwischen	7.00	Uhr	und	20.00	Uhr	
ein	 durch	 Nachrichtenblöcke	 strukturiertes	 Pro-
gramm	nach	der	Stundenuhr	anbieten.	 In	einem	
15-	bis	20-minütigen	Rhythmus	werden	aktuelle	
politische	Nachrichten,	Wissens-	und	Kulturnach-
richten	die	Stunde	gliedern.	Für	die	Flächen	zwi-
schen	 den	 Nachrichtenblöcken	 werden	 themen-
bezogene	 Beitragsmodule	 erstellt.	 Thematisch	
folgt	dies	den	Beschreibungen	unter	Punkt	2.	Bil-
dungspolitische	und	bildungsprakti	sche	Themen	
zum	Primär-,	Sekundär-	und	Tertiär-Bereich	wer-
den	wegen	des	hohen	Nutzwerts	für	die	Zielgrup-
pe	eine	herausragende	Rolle	spielen.

Wissen	bedeutet	auch,	fi	t	zu	sein	für	den	Tag.	
Insoweit	wird	DRadio	Wissen	 im	Rahmen	dieser	
Beitragsmodule	 auch	 auf	 wichtige,	 politische,	
wirtschaftliche	 oder	 kulturelle	 Tagesereignisse	
einstimmen,	 zentrale	 Themen	 und	 Begriffe	 der	
Agenda	erläutern	und	auf	geeignete	Sendungen	
von	ARD,	ZDF,	arte	und	3sat	hinweisen	und	damit	
auch	zum	Programmführer	für	Wissenssendungen	
im	öffentlich-rechtlichen	Fernsehen	werden.	Für	
den	 aktuellen	 Bereich	 werden	 Eigenproduktio-
nen	nötig	sein.	Dabei	kann	auch	die	Form	des	In-
terviews	gewählt	werden,	zumal	dramaturgische	
Abwechslung	 innerhalb	 der	 Stundenuhr	 gebo-
ten	ist.	Die	inhaltlichen	Blöcke	werden	über	den	
Tag	 rotieren,	um	den	 individuellen	Nutzungsge-
wohnheiten	und	-möglich	keiten	der	berufl	ich	ge-
bundenen	 Hörerschaft	 entgegenzukommen.	 Die	
aktuellen	 Nachrichtensendungen	 sowie	 die	 For-
matierung	 der	 Module	 setzen	 den	 Einsatz	 sach-
kundigen	Personals	voraus.	

Nach	der	schon	zitierten	Studie	liegen	kultu-
relle	 und	 politische	 Features	 (neben	 In	terviews)	
mit	 sechzig	 Prozent	 an	 zweiter	 Stelle	 des	 von	
den	Nutzern	gewünschten	Inhaltsprofi	ls.	Die	Zeit	
nach	20	Uhr	kann	und	wird	unter	Zurückstellung	
des	engen	Nachrichtentaktes	Raum	für	Features	
und	 Dokumentationen	 sowie	 für	 längere	 Ge-
sprächsformen	bieten.	Bis	auf	ein	(eingeschränk-
tes)	aktuelles	Nachrichtenangebot	wird	die	Nacht-
strecke	vornehmlich	für	Wiederholungen	genutzt.	
Die	Programmges	tal	tung	des	Wochenendes	wird	
durch	entsprechende	längere	Formen	dominiert.	
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Im	 Bereich	 von	 Features	 und	 Dokumentati-
onen	 kann	 Deutschlandradio	 auf	 einen	 Fundus	
eigener	Beiträge	und	im	Rahmen	des	Programm-
austausches	 auch	 auf	 Sen	dungen	 der	 Landes-
rundfunkanstalten	zurückgreifen.	Gerade	im	Wis-
sensbereich	muss	eine	genaue	Prüfung	erfolgen,	
ob	 die	 in	 den	 Sendungen	 gemachten	 Aussagen	
noch	 dem	 aktuellen	 Kenntnisstand	 entsprechen.	
Dies	 kann	 die	 Nutzung	 dieses	 Re	pertoires	 ein-
schränken	 und	 es	 setzt	 einen	 entsprechenden	
Personalaufwand	 für	 Auswahl,	 Bearbeitung	 und	
Kommentierung	voraus.

DRadio	Wissen	bildet	das	lineare	digitale	Au-
dio-Programmangebot.	 DRadio	 Wissen	 gelangt	
ausschließlich	auf	digitalem	Weg	zu	den	Hörerin-
nen	 und	 Hörern.	 Die	 Verbreitungswege	 werden	
der	Satellit,	das	Kabel,	die	digitale	Terrestrik	und	
der	über	das	Internet	verbreitete	Livestream	sein.	
Neben	der	Rotation	inhaltlich	bestimmter	Modu-
le	läßt	sich	mit	der	gezielten	und	zeitunabhängi-
gen	Nutzung	des	Internets	eine	Verstärkung	der	
Nachhaltigkeit	 erreichen.	 Das	 Internet	 soll	 ein-
deutig	 sendungsbezo	gen	 auch	 als	 Plattform	 für	
Interaktion	und	Partizipation	genutzt	werden.	Da-
für	sollen	neue	Formate	erprobt	werden.	So	bieten	
sich	chats	mit	Redakteuren	und	Experten	aus	den	
verschiedenen	 Wissensgebieten	 an.	 Mit	 seinem	
„Blogspiel	mit	Radioan	schluss“	hat	Deutschland-
radio	Kultur	bereits	wertvolle	Erfahrungen	mit	in-
teraktiven	Programmformaten	gesammelt.	

4. Kooperationen und Crossmedialität 

DRadio	 Wissen	 arbeitet	 crossmedial.	 Die	 In-
halte	des	 linearen	Programms	werden	als	audio,	
zum	Teil	verschriftet	im	Internet	angeboten.	DRa-
dio	Wissen	verweist	mit	Pro	grammtips,	Interviews	
mit	Autoren	und	Redakteuren	von	ARD,	ZDF,	arte	
und	 3sat	 im	 Rahmen	 seiner	 Themenmodule	 auf	
anspruchsvolle	 Fernsehsendungen.	 Es	 erweitert	
damit	sein	eigenes	inhaltliches	Angebot	und	gibt	
den	 Hörern	 Hinweise	 auf	 ergän	zende	 und	 ver-
tiefende	 Informationen	 im	 öffentlich-rechtlichen	
Fernsehen	 und	 unter	streicht	 damit	 dessen	 Rolle	
als	Qualitätsproduzent.	

Deutschlandradio	 arbeitet	 schon	 heute	 im	
Rahmen	seines	Informations-	und	Kultur	auftrages	
mit	 einer	 Reihe	 von	 Stiftungen,	 Wissenschafts-	
und	 Bildungsinstitutionen	 zusammen,	 z.	B.	 mit	
der	 Bundeszentrale	 für	 politische	 Bildung	 (Ver-
anstaltungen	 zum	 Prager	 Frühling),	 mit	 dem	
Goethe-Institut,	 der	 Berlin-Brandenburgischen	
Akademie	 der	 Wissenschaften	 (ZEIT-Forum	 der	
Wissenschaft)	 oder	 mit	 dem	 Deutschen	 Muse-
umsbund	 (Regionalmuseen-Sendereihe	 über	 1½	
Jahre).	 Diese	 Kooperationen	 be	ziehen	 sich	 auf	
einzelne	Sendungen,	auf	Reihen	und	öffentliche	
Veranstaltungen.	 DRadio	 Wissen	 wird	 diese	 Ko-
operationen	 ausbauen	 und	 kann	 unter	 Nutzung	
von	 Veranstaltungen	 dieser	 Institutionen	 neue	
auf	dem	Wissensmarkt	vorhandene	Infor	mationen	
generieren	und	für	sein	Programm	nutzen.	Das	In-

teresse	dieser	 Institutio	nen	an	einer	Zusammen-
arbeit	mit	dem	Nationalen	Hörfunk	ist	erkennbar	
groß.	Bis	lang	konnte	nur	ein	überschaubares	An-
gebot	von	Kooperationswünschen	berück	sichtigt	
werden.	Bei	DRadio	Wissen	ergeben	sich	für	bei-
de	Seiten	und	zum	Nutzen	der	Hörerzielgruppen	
neue	erweiterte	Möglichkeiten	der	Zusammenar-
beit.

Deutschlandradio	 arbeitet	 schon	 zur	 Zeit	 in-
tensiv	mit	Printmedien	zusammen.	Auf	grund	der	
bisherigen	 Konzentration	 der	 Programme	 auf	
Information	 (Politik,	 Wirt	schaft)	 und	 Kultur	 be-
schränkte	 sich	 die	 Zusammenarbeit	 weitgehend	
auf	die	Politik-Ressorts	und	das	Feuilleton.	Fach-
kundige	Redakteure	der	Printmedien	kommen	im	
Deutschlandfunk	 und	 Deutschlandradio	 Kultur	
zu	Wort.	Beiträge	aus	den	Program	men	des	Na-
tionalen	 Hörfunks	 werden	 in	 den	 Printmedien	
abgedruckt.	 DRadio	 Wis	sen	 bietet	 die	 Möglich-
keit,	 diese	 Kooperation	 auf	 die	 Ressorts	 Natur	
und	 Technik,	 Wissenschaft,	 Wissens-Seiten	 und	
auf	entsprechende	Periodika	auszudehnen.	Da	bei	
können	die	bereits	jetzt	genutzten	Kooperations-
modelle	auf	die	Themengebiete	von	DRadio	Wis-
sen	übertragen	werden.	

5. Wettbewerbssituation

DRadio	 Wissen	 ist	 als	 sinnhafte	 Ergänzung	
der	medialen	Angebots-Palette	projek	tiert.	Neben	
den	 Periodika	 bieten	 eine	 Reihe	 von	 Zeitungen	
Wissenssupplements	 oder	 zumeist	 wöchentlich	
erscheinende	Wissens-Seiten	an.	 In	den	meisten	
Fällen	wird	Wissen	mit	Forschung	übersetzt.	Auch	
im	 öffentlich-rechtlichen	 Rundfunk	 fi	nden	 sich	
Sendungen	 und	 Rubriken	 mit	 Wissenscharakter.	
Hingegen	existiert	ein	tägliches	umfassendes	Wis-
sensangebot	 weder	 im	 Printbereich	 noch	 in	 den	
elektronischen	 Medien	 (Vollprogramm).	 DRadio	
Wissen	 tritt	 also	 zu	 keinem	 vergleichbaren	 An-
gebot	in	Konkurrenz	und	ist	ein	Unikat.	Es	kann	
durch	Kooperationen	dazu	beitragen,	die	Themen	
der	Wissensgesellschaft	stärker	in	der	Öffentlich-
keit	zu	verankern	und	den	Bildungsinstitutionen	
und	 ihren	Nutzern	ein	kontinuierliches	Angebot	
zur	Orientierung	und	zur	Wissenserweiterung	zu	
bieten.	Dies	ist	auch	von	hohem	Nutzwert	für	Bil-
dungsinstitutionen	 (Schulen,	 Volkshochschulen,	
Universitäten,	 Weiterbildungsein	richtungen).	
Deutschlandradio	schafft	public	value	und	nimmt	
öffentlich-rechtliche	Verantwortung	wahr.

6. Finanzierung und Verbreitung

Das	 neue,	 digitale	 Programm	 soll	 im	 Kölner	
Funkhaus	 des	 Nationalen	 Hörfunks	 pro	duziert	
und	 von	 dort	 aus	 gesendet	 werden.	 Die	 Ent-
scheidung	 für	den	Standort	Köln	wurde	deshalb	
getroffen,	 weil	 hier	 aufgrund	 der	 baulichen	 Ge-
gebenheiten	nur	ge	ringe	Aufwendungen	 für	die	
Schaffung	 von	 Büro-	 und	 Studioraum	 anfallen	
werden	 und	 weil	 hier	 die	 größten	 Synergiege-
winne	zu	erzielen	 sind.	 In	Köln	 sitzt	die	Zentra-
le	 Nachrichtenredaktion	 von	 Deutschlandradio.	
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Auch	der	Web-Auftritt	von	Deutschland	radio	wird	
in	Köln	produziert.	Deutschlandradio	Kultur,	das	
Berliner	 Programm,	 wird	 wichtige	 Stoffelemente	
zuliefern.

Als	fi	nanzieller	Rahmen	wird	für	DRadio	Wis-
sen	die	Summe	von	rund	6	Mio.	€	p.a.	kalkuliert.	
Als	Starttermin	ist	der	1.	Januar	2010	vorgesehen.	
Ab	 diesem	 Zeitpunkt	 werden	 die	 Kosten	 in	 vol-
ler	 Höhe	 anfallen.	 Das	 Programm	 soll	 über	 das	
bestehende	DAB-Netz,	über	digitales	Kabel	und	
digitalen	 Satellit	 sowie	 als	 Internet-Livestream	
verbreitet	werden.
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Anlage
(zu	§	11d	Abs.	5	Satz	4	des	Rundfunkstaatsvertrages)

Negativliste öffentlich-rechtlicher Telemedien

1.	 Anzeigenportale,	 Anzeigen	 oder	 Kleinanzei-
gen,

2.	 Branchenregister	und	-verzeichnisse,

3.	 Preisvergleichsportale	 sowie	 Berechnungs-
programme	 (z.	B.	 Preisrechner,	 Versiche-
rungsrechner),

4.	 Bewertungsportale	für	Dienstleistungen,	Ein-
richtungen	und	Produkte,

5.	 Partner-,	Kontakt-,	Stellen-,	Tauschbörsen,

6.	 Ratgeberportale	ohne	Sendungsbezug,

7.	 Business-Networks,

8.	 Telekommunikationsdienstleistungen	im	Sin-
ne	von	§	3	Nr.	24	des	Telekommunikationsge-
setzes,

9.	 Wetten	im	Sinne	von	§ 762	des	Bürgerlichen	
Gesetzbuches,

10.	 Softwareangebote,	soweit	nicht	zur	Wahrneh-
mung	des	eigenen	Angebots	erforderlich,

11.	 Routenplaner,

12.	 Verlinkung	 ohne	 redaktionelle	 Prüfung;	
Verlinkungen	 sollen	 ausschließlich	 der	 un-
mittelbaren	 Ergänzung,	 Vertiefung	 oder	 Er-
läuterung	 eines	 Eigeninhalts	 (auch	 von	 Be-
teiligungsunternehmen)	 dienen	 und	 nicht	
unmittelbar	zu	Kaufaufforderungen	führen,

13.	 Musikdownload	 von	 kommerziellen	 Fremd-
produktionen,

14.	 Spieleangebote	ohne	Sendungsbezug,

15.	 Fotodownload	ohne	Sendungsbezug,

16.	 Veranstaltungskalender	 (sendungsbezogene	
Hinweise	auf	Veranstaltungen	sind	zulässig),

17.	 Foren,	 Chats	 ohne	 Sendungsbezug	 und	 re-
daktionelle	 Begleitung;	 Foren,	 Chats	 unter	
Programm-	 oder	 Sendermarken	 sind	 zuläs-
sig.	 Foren	 und	 Chats	 dürfen	 nicht	 inhaltlich	
auf	Angebote	ausgerichtet	sein,	die	nach	den	
Nummern 1	bis	16	unzulässig	sind.

2.	 Nach	den	Anlagen	werden	folgende	Protokoller-
klärungen	angefügt:

„Protokollerklärungen:
Protokollerklärung aller Länder zum 12. Rund-
funkänderungsstaatsvertrag

Die	Länder	bekräftigen	den	Zweck	dieses	Staats-
vertrages,	 den	 Auftrag	 für	 den	 öffentlich-rechtli-
chen	Rundfunk	zu	konkretisieren.	Sie	stellen	fest,	
dass	mit	Ausnahme	des	Hörfunkprogramms	„DRa-
dioWissen“	 des	 Deutschlandradios	 dieser	 Staats-
vertrag	keinerlei	Beauftragungen	enthält,	die	über	
den	 Bestand	 von	 Angeboten	 im	 Sinne	 der	 KEF-
Systematik	hinausgehen.	Die	Länder	begrüßen	die	
Klarstellungen	von	ARD,	ZDF	und	der	KEF,	dass	
aus	diesem	Grunde	auch	über	2012	hinaus	die	Fi-
nanzierung	der	digitalen	Zusatzangebote	und	der	
Telemedien	aus	dem	Bestand	erfolgen	wird.

Hinsichtlich	 der	 dem	 Drei-Stufen-Test	 unterlie-
genden	 neuen	 oder	 veränderten	 Angebote	 er-
warten	 die	 Länder	 von	 den	 zuständigen	 Rund-
funkgremien	eine	umfassende	und	unabhängige	
Bewertung,	die	insbesondere	eine	kostenbewuss-
te	 Würdigung	 etwaiger	 Auswirkungen	 auf	 die	
Höhe	der	Rundfunkgebühren	einschließt.

Die	Länder	fordern	die	Rundfunkanstalten	weiter	
auf,	 zukünftig	 durch	 Rationalisierungsmaßnah-
men	erreichbare	Einsparungen	verstärkt	zuguns-
ten	 der	 Gebührenzahler	 einzusetzen,	 um	 damit	
eine	 Stabilisierung	 der	 öffentlich-rechtlichen	
Rundfunkfi	nanzierung	zu	erreichen.

Protokollerklärung aller Länder zu § 6 des Rund-
funkstaatsvertrages

Die	Länder	bekräftigen	ihre	Auffassung,	dass	der	
öffentlich-rechtliche	 Rundfunk	 im	 Bereich	 Film-	
und	 Fernsehproduktionen	 Unternehmen	 sowie	
Urhebern	 und	 Leistungsschutzberechtigten	 aus-
gewogene	 Vertragsbedingungen	 und	 eine	 faire	
Aufteilung	der	Verwertungsrechte	gewähren	soll.	
Sie	 fordern	 die	 öffentlich-rechtlichen	 Rundfunk-
anstalten	auf,	dazu	in	ihren	Selbstverpfl	ichtungen	
nähere	Aussagen	zu	treffen.

Protokollerklärung aller Länder zu § 11c des 
Rundfunkstaatsvertrages

Die	 Länder	 sind	 sich	 einig,	 dass	 im	 Falle	 einer	
Fortentwicklung	des	terrestrischen	digitalen	Hör-
funks	die	Programmzahlbegrenzung	gemäß	§	11c	
Abs.	2	dergestalt	angepasst	wird,	dass	allen	in	der	
ARD	 zusammengeschlossenen	 Landesrundfunk-
anstalten	 eine	 angemessene	 Entwicklungsmög-
lichkeit	zusätzlich	eingeräumt	wird.“

München,	den	5.	März	2012

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Thomas		K	r	e	u	z	e	r	,		Staatsminister
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